
HINWEIS 

2025/4-VI
12. Februar 2026

Die Clearingstelle EEG|KWKG1 gibt folgenden Hinweis zur Auslegung und Anwendung 
des § 39g Abs. 6 EEG 20232 sowie § 39g Abs. 6 EEG 20213 und § 39f Abs. 6 EEG 20174:

1. Bei der Berechnung der Begrenzung des anzulegenden Wertes nach § 39g Abs. 6 
Satz 2 EEG 20235 ist der Durchschnitt des anzulegenden Wertes zu bestimmen, der 
für die bestehende Biomasseanlage in den drei dem Gebotstermin vorangegange-
nen Kalenderjahren maßgeblich war (vgl. Abschnitt 2.2.3).

1 Nachfolgend bezeichnet als Clearingstelle. Sofern im Folgenden auf bis zum 31.12.2017 beschlossene Verfah-
rensergebnisse Bezug genommen wird, wurden diese von der Clearingstelle EEG beschlossen.

2 Gesetz für den Ausbau erneuerbarer Energien (Erneuerbare-Energien-Gesetz – EEG) in der v. 31.10.2024 an 
geltenden Fassung, verkündet als Gesetz zur grundlegenden Reform des Erneuerbaren-Energien-Gesetzes und 
zur Änderung weiterer Bestimmungen des Energiewirtschaftsrechts v. 21.07.2014 (BGBl. I S. 1066), zuletzt ge-
ändert durch Artikel 23 des Gesetzes zur Änderung des Energiewirtschaftsrechts zur Stärkung des Verbraucher-
schutzes  im  Energiebereich  sowie  zur  Änderung  weiterer  energierechtlicher  Vorschriften  vom  18.12.2025 
(BGBl. 2025 I Nr. 347), nachfolgend bezeichnet als EEG 2023. Arbeitsausgabe der Clearingstelle abrufbar un-
ter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/eeg2023/arbeitsausgabe.

3 Gesetz für den Ausbau erneuerbarer Energien (Erneuerbare-Energien-Gesetz – EEG) in der v. 24.12.2022 an 
geltenden Fassung, verkündet als Gesetz zur grundlegenden Reform des Erneuerbare-Energien-Gesetzes und zur 
Änderung weiterer Bestimmungen des Energiewirtschaftsrechts v. 21.07.2014 (BGBl. I S. 1066), zuletzt geän-
dert durch Art. 5 des Gesetzes zur Einführung einer Strompreisbremse und zur Änderung weiterer energierechtli-
cher Bestimmungen v. 20.12.2022 (BGBl. I S. 2512), nachfolgend bezeichnet als EEG 2021. Arbeitsausgabe 
der Clearingstelle abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/eeg2021/arbeitsausgabe.

4 Gesetz für den Ausbau erneuerbarer Energien (Erneuerbare-Energien-Gesetz – EEG) in der v. 14.08.2020 an 
geltenden Fassung, verkündet als Gesetz zur grundlegenden Reform des Erneuerbare-Energien-Gesetzes und zur 
Änderung weiterer Bestimmungen des Energiewirtschaftsrechts v. 21.07.2014 (BGBl. I S. 1066), zuletzt geän-
dert durch Art. 8 des Gesetzes zur Vereinheitlichung des Energieeinsparrechts für Gebäude und zur Änderung 
weiterer Gesetze v. 08.08.2020 (BGBl. I S. 1728) sowie Art. 6 des Gesetzes zur Reduzierung und zur Beendi-
gung der Kohleverstromung und zur Änderung weiterer Gesetze (Kohleausstiegsgesetz) v. 08.08.2020 (BGBl. I 
S. 1818), rückwirkend geändert durch Art. 1 des Gesetzes zur Änderung des Erneuerbare-Energien-Gesetzes und 
weiterer energierechtlicher Vorschriften v. 21.12.2020 (BGBl. I S. 3138) nachfolgend bezeichnet als EEG 2017. 
Arbeitsausgabe der Clearingstelle abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/eeg2017/arbeitsausgabe.

5 Im Folgenden wird, soweit nicht anders gekennzeichnet, zum Zweck der leichteren Lesbarkeit nur § 39g Abs. 6 
EEG 2023 genannt; sämtliche Ausführungen beziehen sich aber auch auf die Vorgängervorschriften, wobei § 39f 
Abs. 6 Satz 2 EEG 2017 von § 39g Abs. 6 Satz 2 EEG 2021/EEG 2023 insofern abweicht, als dort nicht Zahlun-
gen, „die aufgrund des Erneuerbare-Energien-Gesetzes oder einer aufgrund dieses Gesetzes erlassenen Rechts-
verordnung“ genannt werden.
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2. Der Durchschnitt aus den für die bestehende Biomasseanlage maßgeblichen anzu-
legenden Werten ist nach der in § 39g Abs. 6 Satz 2 EEG 2023 beschriebenen For-
mel zu berechnen. Dabei ist folgendes zu beachten:

a) Für eine bestehende Biomasseanlage, die in den drei dem Gebotstermin voran-
gegangenen  Kalenderjahren  die  Einspeisevergütung  erhalten  hat,  kann  der 
Durchschnitt ohne Weiteres auf Grundlage der für die Anlage geleisteten Zah-
lungen berechnet werden (vgl. Abschnitt 2.2.2).

b) Für eine bestehende Biomasseanlage, die in den drei dem Gebotstermin voran-
gegangenen Kalenderjahren die Marktprämie erhalten hat, ist bei den für die 
Anlage geleisteten Zahlungen neben der Marktprämie auch der jeweils gelten-
de Marktwert hinzuzurechnen (vgl. Abschnitt 2.2.3). 

3. Von den  Netzbetreibenden gezahlte  Flexibilitätsprämien oder  -zuschläge  sowie 
Entschädigungszahlungen für  Redispatch  gemäß §§ 13 ff.  EnWG6 bzw.  §§ 14,  15 
EEG 2017/2021 sind bei der Berechnung des Durchschnitts nach § 39g Abs. 6 Satz 2 
EEG 2023  nicht  miteinzubeziehen.  Gezahlte  Boni  nach  dem  EEG 20047 bis 
EEG 20128 sind  hingegen  in  der  Berechnung  zu  berücksichtigen  (vgl. 
Abschnitt 2.3).

4. Für die Berechnung der in § 39g Abs. 6 EEG 2023 vorgesehenen Begrenzung ist auf 
den Zeitraum der drei dem Gebotstermin vorangegangenen Kalenderjahre abzu-
stellen, unabhängig davon, ob unterjährig zeitweise (vgl. dazu insbesondere Ab-
schnitt 2.4.4) oder in einzelnen bzw. allen Kalenderjahren für die bestehende Bio-
masseanlage keine EEG-Vergütung gezahlt wurde (vgl. Abschnitt 2.4.3).

6 Gesetz über die Elektrizitäts- und Gasversorgung (Energiewirtschaftsgesetz – EnWG) v. 07.07.2005 (BGBl. I 
S. 1970, 3621), zuletzt geändert durch Art. 2 des Gesetzes v. 22.12.2025 (BGBl. 2025 I Nr. 351), abrufbar 
unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/enwg2011, nachfolgend bezeichnet als EnWG.

7 Gesetz für den Vorrang Erneuerbarer Energien (Erneuerbare-Energien-Gesetz – EEG) in der v. 01.12.2006 an 
geltenden Fassung, verkündet als Art. 1 des Gesetzes zur Neuregelung des Rechts der Erneuerbaren Energien im 
Strombereich v. 21.07.2004 (BGBl. I S. 1918), zuletzt geändert durch Art. 1 des Ersten Gesetzes zur Änderung 
des Erneuerbare-Energien-Gesetzes v. 07.11.2006 (BGBl. I S. 2550), außer Kraft gesetzt durch Art. 7 Satz 2 
des Gesetzes zur Neuregelung des Rechts der Erneuerbaren Energien im Strombereich und zur Änderung damit 
zusammenhängender Vorschriften v. 25.10.2008 (BGBl. I S. 2074), nachfolgend bezeichnet als EEG 2004.

8 Gesetz für den Vorrang Erneuerbarer Energien (Erneuerbare-Energien-Gesetz – EEG) in der v. 28.12.2012 an 
geltenden Fassung, verkündet als Art. 1 des Gesetzes zur Neuregelung des Rechts der Erneuerbaren Energien im 
Strombereich und damit zusammenhängender Vorschriften v. 25.10.2008 (BGBl. I S. 2074 ff.), geändert durch 
Art. 5 des Dritten Gesetzes zur Neuregelung energiewirtschaftsrechtlicher Vorschriften v. 20.12.2012 (BGBl. I 
S. 2730), außer Kraft gesetzt durch Art. 23 Satz 2 des Gesetzes zur grundlegenden Reform des Erneuerbare-
Energien-Gesetzes  und  zur  Änderung  weiterer  Bestimmungen  des  Energiewirtschaftsrechts  v.  21.07.2014 
(BGBl. I  S. 1066),  nachfolgend  bezeichnet  als  EEG 2012.  Arbeitsausgabe  der  Clearingstelle  abrufbar  unter 
https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/eeg2012/arbeitsausgabe.
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5. Hat eine bestehende Biomasseanlage ganzjährig in einem oder zwei Kalenderjah-
ren keine Vergütung nach dem EEG erhalten, kann der durchschnittliche anzule-
gende Wert nur für das Kalenderjahr bzw. die Kalenderjahre gebildet werden, in 
denen auch eine Vergütung nach dem EEG erfolgt ist. Entsprechend ist die daraus 
errechnete Summe nur durch die Anzahl dieser Kalenderjahre zu teilen (vgl. Ab-
schnitt 2.4.5.1).

6. Hat eine bestehende Biomasseanlage in keinem der heranzuziehenden drei Kalen-
derjahre  eine  Vergütung  nach  dem  EEG  erhalten,  findet  die  in  § 39g  Abs. 6 
EEG 2023 geregelte Begrenzung des anzulegenden Wertes keine Anwendung (vgl. 
Abschnitt 2.4.5.2).

7. § 39g Abs. 6 EEG 2023 erfasst gleichermaßen bestehende Biomasseanlagen, bei de-
nen zeitweise oder in einzelnen oder mehreren der drei dem Gebotstermin voran-
gegangenen Kalenderjahren der erzeugte Strom gemäß § 21a EEG 2023 ohne Inan-
spruchnahme der Zahlung nach § 19 Abs. 1 EEG 2023 direkt vermarktet  wurde. 
Wurde in allen drei Jahren die Vermarktungsform „sonstige Direktvermarktung“ 
gewählt,  findet  § 39g  Abs. 6  EEG 2023  ebenfalls  keine  Anwendung  (vgl. 
Abschnitt 2.4.2). 

Ergänzender Hinweis der Clearingstelle:

Dieser Hinweis ist gemäß § 55 Abs. 1 Satz 3 Nr. 3 EnFG9 bei der Prüfung 
(Testierung) nach § 55 Abs. 1 Satz 1 und 2 EnFG zu berücksichtigen.

9 Gesetz zur Finanzierung der Energiewende im Stromsektor durch Zahlungen des Bundes und Erhebung von Um-
lagen (Energiefinanzierungsgesetz – EnFG) v. 20.07.2022, zuletzt geändert durch Art. 11 des Gesetzes zur Än-
derung des Erneuerbare-Energien-Gesetzes und weiterer Energiewirtschaftsrechtlicher Vorschriften zur Steige-
rung  des  Ausbaus  photovoltaischer  Energieerzeugung  v.  08.05.2024  (BGBl.  I  Nr. 151),  abrufbar  unter 
https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/enfg.
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1 Einleitung des Verfahrens

1 Die Kammer VI der Clearingstelle hat am 4. März 2025 durch ihre Mitglieder Koch, 
Loos  und  Dr. Weber  beschlossen,  zu  folgenden  Fragen  ein  Hinweisverfahren 
einzuleiten:

Wie ist die Begrenzung des anzulegenden Wertes für bestehende Biomasse-
anlagen nach § 39g Abs. 6  EEG 2023 bzw.  § 39g Abs. 6  EEG 2021 und § 39f 
Abs. 6 EEG 2017 zu berechnen ?
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Insbesondere:

1. Wie wird bei bestehenden Biomasseanlagen, die in den drei dem Gebots-
termin vorangegangenen Kalenderjahren für den in der jeweiligen Anla-
ge erzeugten Strom die Marktprämie oder die Einspeisevergütung erhal-
ten haben, der Durchschnittswert des anzulegenden Wertes nach § 39g 
Abs. 6 EEG 2023 berechnet ? 

2. Sind bei der Berechnung der jährlichen Durchschnittswerte nach § 39g 
Abs. 6 Satz 2 EEG 2023 für bestehende Biomasseanlagen, die in den drei 
dem Gebotstermin vorangegangenen Kalenderjahren vom Netzbetreiber 
gezahlten  Flexibilitätsprämien,  Boni  oder/  und  Entschädigungen  für 
Nichteinspeisung,  wie  Entschädigungszahlungen für  Redispatch  gemäß 
§§ 13 ff. EnWG bzw. §§ 14, 15 EEG 2017/2021, miteinzubeziehen ?

3. Welcher Zeitraum ist  für bestehende Biomasseanlagen bei der Begren-
zung des anzulegenden Wertes nach § 39g Abs. 6 EEG 2023 zugrunde zu 
legen, wenn die jeweilige Anlage in den drei dem Gebotstermin vorange-
gangenen Kalenderjahren (zeitweise) keinen Strom erzeugt hat oder (zeit-
weise) nicht in das Netz der allgemeinen Versorgung eingespeist hat ?

4. Erfasst § 39g Abs. 6 EEG 2023 bestehende Biomasseanlagen, bei denen in 
den drei dem Gebotstermin vorangegangenen Kalenderjahren der in der 
jeweiligen Anlage erzeugte Strom gemäß § 21a EEG 2023 (zeitweise) ohne 
Inanspruchnahme  der  Zahlung  nach  § 19  Abs. 1  EEG 2023  direkt  ver-
marktet wurde ? Falls ja, wie ist die Begrenzung des anzulegenden Wer-
tes nach § 39g Abs. 6 EEG 2023 in diesem Fall zu berechnen ? 

2 Es handelt sich dabei um eine abstrakt-generelle Auslegungs- und Anwendungsfrage, 
für deren Beantwortung der Clearingstelle die Durchführung eines Empfehlungsver-
fahrens nicht geboten erschien, da die aufgeworfenen Fragen allein Biomasseanlagen 
betreffen.

3 Der Einleitung voraus gingen an die Clearingstelle gerichtete Anregungen, zur Ausle-
gung  von § 39g  Abs. 6  EEG 2023  ein  Hinweisverfahren einzuleiten.  Zur  Begründung 
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wurde darauf hingewiesen, dass in der Praxis große Unsicherheit herrsche, wie die in 
§ 39g Abs. 6 EEG 2023 vorgesehene Begrenzung des anzulegenden Wertes für bestehen-
de Biomasseanlagen zu berechnen ist.

4 Die von der Clearingstelle nach pflichtgemäßem Ermessen ausgewählten, gemäß § 2 
Abs. 4 Satz 1 Verfahrensvorschriften der Clearingstelle (VerfO)10 akkreditierten Interes-
sengruppen bzw. gemäß § 2 Abs. 4 Satz 2 VerfO registrierten öffentlichen Stellen haben 
gem. § 25b Abs. 2 VerfO bis zum 25. April 2025 Gelegenheit zur schriftlichen Stellung-
nahme erhalten.11

5 Die Stellungnahmen des Ministeriums für Wirtschaft, Arbeit, Energie und Klimaschutz 
des Landes Brandenburg (im Folgenden: MWAEK), des Centralen Agrar-Rohstoff Marke-
ting-und  Energie-Netzwerks  (im  Folgenden:  C. A.R.M.E.N),  des  Bundesverbands  der 
Energie- und Wasserwirtschaft e. V. (im Folgenden: BDEW), der Biogasunion e. V. (im 
Folgenden: Biogasunion), des Bundesverbands Kraft-Wärme-Kopplung e. V. (im Folgen-
den: B.KWK), des Fachverbands Holzenergie im BEE (im Folgenden: FVH), des Verbands 
kommunaler Unternehmen e. V. (im Folgenden: VKU), des Bundesverbands Erneuerba-
re Energien e. V. (im Folgenden: BEE), des Fachverbands Biogas e. V. (im Folgenden: FvB) 
und des Landesverbands Erneuerbare Energien Niedersachsen (im Folgenden:  LEE) 
sind fristgemäß eingegangen.12 Alle Stellungnahmen wurden bei der Beratung und Be-
schlussfassung berücksichtigt. 

6 Die Beschlussvorlage haben gemäß § 25b Abs. 1 i. V. m. § 24 Abs. 5 VerfO die Kammer-
mitglieder Loos und Dr. Weber erstellt. 

2 Herleitung

7 Nach Satz 1 des § 39g Abs. 6 EEG 2023 ist der anzulegende Wert, der für eine Biomasse-
anlage in der Ausschreibung für die zweite Förderperiode ermittelt worden ist, zu be-
grenzen. Es wird also in der neuen Förderperiode nicht immer der anzulegende Wert 
bei der Berechnung der jeweils auszuzahlenden EEG-Vergütung zu Grunde gelegt, der 
in der Ausschreibung ermittelt wurde. Vielmehr wird der in der Ausschreibung ermit-

10 Verfahrensvorschriften  der  Clearingstelle  v.  01.10.2007  in  der  Fassung  v.  08.12.2023,  abrufbar  unter 
https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/downloads, nachfolgend bezeichnet als VerfO.

11 Soweit der Veröffentlichung zugestimmt wurde, sind die Stellungnahmen unter  https://www.clearingstelle-eeg-
kwkg.de/hinwv/2025/4-VI abrufbar.

12 Die Stellungnahme des Ministeriums für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und Energie des Landes Nordrhein-
Westfalens (im Folgenden: MWIKE) ist nach Ablauf der Frist eingegangen.
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telte anzulegende Wert auf einen Durchschnittswert der Vorjahre begrenzt. Nur, wenn 
der in der Ausschreibung ermittelte anzulegende Wert oberhalb des durchschnittlichen 
anzulegenden Wertes der Vorjahre liegt, greift die Begrenzung.

2.1 Anzuwendende Normen

8 Im EEG 2017 wurde die Begrenzung des anzulegenden Wertes in der Anschlussförde-
rung erstmals eingeführt. § 39f Abs. 6 Satz 1 EEG 2017 lautet wie folgt:

„Wenn eine bestehende Biomasseanlage einen Zuschlag erhält, ist ihr anzu-
legender  Wert  unabhängig  von  ihrem  Zuschlagswert  der  Höhe  nach  be-
grenzt auf die durchschnittliche Höhe des anzulegenden Werts für den in 
der jeweiligen Anlage erzeugten Strom in Cent pro Kilowattstunde nach dem 
Erneuerbare-Energien-Gesetz  in  der  für  die  Anlage  bisher  maßgeblichen 
Fassung, wobei der Durchschnitt der drei dem Gebotstermin vorangegange-
nen Kalenderjahre maßgeblich ist.“ 

9 Darauf folgt Satz 2, der wie folgt lautet:

„Für die Ermittlung des Durchschnitts sind für jedes der drei Jahre der Quo-
tient aus allen für die Anlage geleisteten Zahlungen und der im jeweiligen 
Jahr insgesamt vergüteten Strommenge zugrunde zu legen, sodann ist die 
Summe  der  nach  dem  vorstehenden  Halbsatz  ermittelten  anzulegenden 
Werte durch drei zu teilen.“

10 In den nachfolgenden Fassungen in § 39g Abs. 6 EEG 2021 und im EEG 2023 blieb der 
oben angeführte erste Satz unverändert. Der zweite Satz wurde mit dem EEG 2021 wie 
folgt ergänzt:

„Für die Ermittlung des Durchschnitts sind für jedes der drei Jahre der Quo-
tient aus allen für die Anlage geleisteten Zahlungen,  die aufgrund des Er-
neuerbare-Energien-Gesetzes  oder einer aufgrund dieses  Gesetzes  er-
lassenen Rechtsverordnung geleistet wurden, und der im jeweiligen Jahr 
insgesamt vergüteten Strommenge zugrunde zu legen, sodann ist die Sum-
me der nach dem vorstehenden Halbsatz ermittelten anzulegenden Werte 
durch drei zu teilen.“13

13 Änderung im Vergleich zum EEG 2017 hervorgehoben. Hervorhebung nicht im Original.
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2.2 Frage 1: Berechnung des Durchschnitts des anzulegenden Wertes

11 Bei der Berechnung der Begrenzung nach § 39g Abs. 6 Satz 2 EEG 2023 ist der Durch-
schnitt des anzulegenden Wertes zu bestimmen, der für die bestehende Biomasseanla-
ge in den drei dem Gebotstermin vorangegangenen Kalenderjahren maßgeblich war. 
Bei  der  Ermittlung  des  Durchschnitts  des  anzulegenden  Wertes  nach  § 39g  Abs. 6 
EEG 2023 und den Vorgängervorschriften ist wie folgt vorzugehen:

• Bei bestehenden Biomasseanlagen, die in den drei dem Gebotstermin vorangegan-
genen Kalenderjahren die Einspeisevergütung erhalten haben, ist ein Durchschnitt 
aus der für die Anlage ausgezahlten Vergütung zu errechnen (Abschnitte 2.2.2).

• Bei bestehenden Biomassenanlagen, die in den drei dem Gebotstermin vorange-
gangenen Kalenderjahren die Marktprämie erhalten haben, ist  ein Durchschnitt 
aus der geleisteten Marktprämie zuzüglich des jeweils geltenden Marktwerts14 zu 
errechnen (Abschnitt 2.2.3).

2.2.1 Definition des anzulegenden Wertes in den Fassungen des EEG

12 Bei  der  Berechnung des  durchschnittlichen anzulegenden  Wertes  nach  § 39g  Abs. 6 
EEG 2023 ist zu berücksichtigen, dass der Gesetzgeber die Definition des anzulegenden 
Wertes erst ab dem EEG 2012 eingeführt und weiterentwickelt hat. Zur Ermittlung der 
durchschnittlich anzulegenden Werte ist immer auf die anzulegenden Werte abzustel-
len, die für die Berechnung der Vergütung der jeweiligen Anlage Anwendung fanden.

13 In den Vergütungsbestimmungen bis einschließlich zum EEG 200915 war nur eine För-
derung in der Einspeisevergütung vorgesehen. Die Vergütungssätze waren dabei ge-
setzlich  vorgeschrieben  und  eine  Definition  des  anzulegenden  Wertes  nicht 
erforderlich.

14 Jahresmarktwert für Anlagen mit einer Inbetriebnahme ab dem 01.01.2023 und Monatsmarktwert für Anlagen 
mit einer Inbetriebnahme vor dem 01.01.2023 (vgl. §  3 Nr. 34, Anlage 1, Nr. 2 EEG 2023), im Folgenden: 
Marktwert.

15 Gesetz für den Vorrang Erneuerbarer Energien (Erneuerbare-Energien-Gesetz – EEG) in der v. 01.09.2011 an 
geltenden Fassung, verkündet als Art. 1 des Gesetzes zur Neuregelung des Rechts der Erneuerbaren Energien im 
Strombereich und damit zusammenhängender Vorschriften v. 25.10.2008 (BGBl. I S. 2074 ff.), zuletzt geändert 
durch Art. 1 des Gesetzes zur Neuregelung des Rechtsrahmens für die Förderung der Stromerzeugung aus er-
neuerbaren Energien v. 28.07.2011 (BGBl. I S. 1634), außer Kraft gesetzt durch Art. 23 Satz 2 des Gesetzes 
zur grundlegenden Reform des Erneuerbare-Energien-Gesetzes und zur Änderung weiterer Bestimmungen des 
Energiewirtschaftsrechts v. 21.07.2014 (BGBl. I S. 1066), nachfolgend bezeichnet als EEG 2009. Arbeitsausga-
be der Clearingstelle abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/eeg2009/arbeitsausgabe.
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14 Für die Anlagen, die unter dem EEG 200016,  dem EEG 2004 und dem EEG 2009 in Be-
trieb genommen worden sind und die ab dem Jahr 2012 in die geförderte Direktver-
marktung wechselten, wurde nachträglich bestimmt, was als anzulegender Wert bei 
der  Berechnung  der  Marktprämie  zu  berücksichtigen  ist.  § 100  Abs. 2  Satz 1  Nr. 10 
Buchstabe d) EEG 201717 legt dazu fest, dass bei der Berechnung der Marktprämie der 
anzulegende Wert 

„die Höhe der Vergütung in Cent pro Kilowattstunde ist, die für den direkt 
vermarkteten Strom bei der konkreten Anlage im Fall einer Vergütung nach 
den  Vergütungsbestimmungen  des  Erneuerbare-Energien-Gesetzes  in  der 
für die jeweilige Anlage maßgeblichen Fassung tatsächlich in Anspruch ge-
nommen werden könnte.“18 

15 Die  Vorschrift  wurde  erstmals mit  dem EEG 2012  eingeführt  (vgl.  § 66  Abs. 1  Nr. 10 
Satz 1 EEG 2012, § 100 Abs. 1 Nr. 10 Buchst. d) EEG 201419). Der Gesetzgeber hat durch 
diese Vorschrift deutlich gemacht, dass die Höhe der Vergütung nach dem EEG 2000, 
EEG 2004 und EEG 2009 äquivalent zum neu eingeführten Begriff des anzulegenden 
Wertes zu verstehen ist. 

16 Im EEG 2012 wird der anzulegende Wert für die Berechnung der Marktprämie in § 33h 
EEG 2012 gesetzlich definiert als die Höhe der Einspeisevergütung (§ 16 EEG 2012), die 
für den direkt vermarkteten Strom bei der konkreten Anlage im Fall einer Vergütung 
nach den §§ 23 bis 33 EEG 2012, auch unter Berücksichtigung der §§ 17 bis 21 EEG 2012, 
tatsächlich in Anspruch genommen werden könnte. Dabei regeln die §§ 27 ff. EEG 2012 

16 Gesetz für den Vorrang Erneuerbarer Energien (Erneuerbare-Energien-Gesetz – EEG) in der v. 01.01.2004 an 
geltenden Fassung, verkündet als Art. 1 des Gesetzes für den Vorrang Erneuerbarer Energien sowie zur Änderung 
des Energiewirtschaftsgesetzes und des Mineralölsteuergesetzes v. 29.03.2000 (BGBl. I S. 305), zuletzt geän-
dert  durch  das  Zweite  Gesetz  zur  Änderung  des  Erneuerbare-Energien-Gesetzes  v.  22.12.2003  (BGBl. I 
S. 3074), außer Kraft gesetzt durch Art. 4 Satz 2 des Gesetzes zur Neuregelung des Rechts der Erneuerbaren 
Energien im Strombereich v. 21.07.2004 (BGBl. I S. 1918), nachfolgend bezeichnet als EEG 2000.

17 Relevant ist insoweit der Zeitraum ab dem Inkrafttreten des EEG 2017, da die Möglichkeit zur Teilnahme an der 
Ausschreibung für bestehende Biomasseanlagen seitdem gilt.

18 So auch schon vorher die Übergangsbestimmungen in § 66 Abs. 1 Nr. 10 Satz 1 EEG 2012 und § 100 Abs. 1 
Nr. 10 Buchstabe d) EEG 2014.

19 Gesetz für den Ausbau erneuerbarer Energien (Erneuerbare-Energien-Gesetz – EEG) in der v. 02.09.2016 an 
geltenden Fassung, verkündet als Gesetz zur grundlegenden Reform des Erneuerbare-Energien-Gesetzes und zur 
Änderung weiterer Bestimmungen des Energiewirtschaftsrechts v. 21.07.2014 (BGBl. I S. 1066), zuletzt geän-
dert durch Art. 15 des Gesetzes zur Digitalisierung der Energiewende v. 29.08.2016 (BGBl. I S. 2034), nachfol-
gend bezeichnet als EEG 2014. Arbeitsausgabe der Clearingstelle abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-
kwkg.de/eeg2014/arbeitsausgabe.
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die nach Bemessungsleistung gestaffelten Vergütungssätze für die Stromerzeugung mit-
tels Biomasse.

17 Der so ermittelte anzulegende Wert ist für Biomasseanlagen, die vor Inkrafttreten des 
EEG 2014 in Betrieb genommen worden sind und die die Marktprämie erhalten, seit 
August 2014 um jeweils 0,25 Cent pro Kilowattstunde (Stromerzeugung vor 1. Januar 
2015) und 0,2 Cent pro Kilowattstunde (Stromerzeugung nach dem 31. Dezember 2014) 
zu erhöhen (§ 100 Abs. 1 Nr. 8 Buchstabe a) und b) EEG 2014). Diese Erhöhung des anzu-
legenden Wertes gilt  jedoch ausweislich des Wortlauts nicht für die Einspeisevergü-
tung, denn für diese Anlagen sehen die Übergangsbestimmungen gerade keine Erhö-
hung  vor  (vgl.  § 100  Abs. 1  Nr. 8  EEG 2014,  § 100  Abs. 2  Satz 1  Nr. 8  Buchstabe b) 
EEG 2017, § 100 Abs. 1 EEG 2021/EEG 2023).20 

18 Streng genommen gibt es damit erst seit dem EEG 2014 einen anzulegenden Wert auch 
für Anlagen in der Einspeisevergütung, da die oben erläuterten nachträglichen Definiti-
onen eines anzulegenden Wertes für Anlagen, die unter den Fassungen des EEG 2000 
bis einschließlich EEG 2009 in Betrieb genommen wurden, nur für die Berechnung der 
Marktprämie galten. Jedoch lassen die Definitionen für die Berechnung der Marktprä-
mie und auch der zuerst eingeführten gesetzlichen Definition des anzulegenden Wertes 
für die Einspeisevergütung in § 33h EEG 2012 darauf schließen, dass auch für diese An-
lagen der anzulegende Wert der Höhe der Einspeisevergütung entsprach. Zudem ist in 
§ 100 Abs. 2 Satz 1 Nr. 6 EEG 2017 i. V. m. § 37 Abs. 3 Halbsatz 1 EEG 2014 vorgesehen, 
dass  die  Einspeisevergütung  „entsprechend“  der  Berechnung  mit  den  seit  dem 
EEG 2014 definierten anzulegenden Werten zu erfolgen hat. Daraus ergibt sich eben-
falls,  dass auch für die Bestandsanlagen in der Einspeisevergütung der anzulegende 
Wert mit der gesetzlich vorgeschriebenen Vergütung gleichzusetzen war.

19 Für Anlagen, die unter dem  EEG 2014 in Betrieb genommen wurden, gilt  nach § 23 
Abs. 1 Satz 2 EEG 2014, dass der zugrundezulegende Betrag nach den §§ 40 bis 51 oder 
55 in Cent pro Kilowattstunde auch der anzulegende Wert zur Ermittlung der Markt-
prämie oder der Einspeisevergütung für Strom aus erneuerbaren Energien oder aus 
Grubengas ist. Die §§ 44 ff. EEG 2014 regeln die gesetzlich vorgeschriebenen anzulegen-
den Werte für die Stromerzeugung aus Biomasse.

20 So heißt es einleitend in § 100 Abs. 1 Nr. 8 EEG 2014 „Nummer 1.2 der Anlage 1 mit der Maßgabe anzuwen-
den ist“. Die Nr. 1.2 Anlage 1 EEG 2014 regelt, dass sich die Höhe der Marktprämie aus der Differenz aus anzu-
legendem Wert und jeweiligem Marktwert ergibt.
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20 Bei einer Inbetriebnahme unter dem EEG 2017, dem EEG 2021 und dem EEG 2023 ist 
der anzulegende Wert der Wert,  den die Bundesnetzagentur im Rahmen einer Aus-
schreibung ermittelt oder der durch die §§ 40 bis 49 der jeweiligen EEG-Fassung gesetz-
lich bestimmt ist und der die Grundlage für die Berechnung der Marktprämie, der Ein-
speisevergütung  oder  des  Mieterstromzuschlags  ist  (§ 3  Nr. 3  EEG 2017/  EEG 2021/ 
EEG 2023).

2.2.2 Durchschnittswert bei Anlagen in der Einspeisevergütung 

21 Für bestehende Biomasseanlagen, die in den drei dem Gebotstermin vorangegangenen 
Kalenderjahren die Einspeisevergütung erhalten haben, lässt sich der Durchschnitt des 
unter Abschnitt  2.2.1 erläuterten anzulegenden Wertes anhand der geleisteten Vergü-
tung nach § 39g Abs. 6 Satz 2 EEG 2023 berechnen.21 

2.2.2.1 Berechnung des Durchschnitts

22 Wie oben gezeigt (Abschnitt 2.2.1), entspricht der anzulegende Wert bei der Einspeise-
vergütung in der Regel dem, was den Anlagenbetreibenden als EEG-Vergütung ausge-
zahlt worden ist.  Bei Biomasseanlagen mit Inbetriebnahme unter dem EEG 2000 bis 
einschließlich EEG 2012 ist der anzulegende Wert das, was die Anlage in Cent pro Kilo-
wattstunde an Vergütung erhalten hat (Rn. 18). Für Biomasseanlagen mit einer Inbe-
triebnahme ab dem EEG 2014 sind die anzulegenden Werte, die in der Regel als Ein-
speisevergütung  auszuzahlen  sind,  ebenfalls  gesetzlich  festgelegt  (Rn. 19 f.).  Addiert 
man für ein Kalenderjahr die erhaltenen Zahlungen in Cent und dividiert diese durch 
die  vergüteten Strommengen in  Kilowattstunden,  erhält  man den Wert,  der  durch-
schnittlich in Cent pro Kilowattstunde vergütet wurde.

23 Addiert man die so errechneten durchschnittlichen anzulegenden Werte der drei dem 
Gebotstermin vorangegangenen Kalenderjahre und dividiert diese dann wieder durch 
drei, erhält man den Durchschnitt des anzulegenden Wertes.

2.2.2.2 Keine Erhöhung des anzulegenden Wertes für bestehende Biomasseanlagen 

24 Die anzulegenden Werte für Anlagen in der Einspeisevergütung sind weder für Anla-
gen, die vor dem Inkrafttreten des EEG 2014 in Betrieb genommen worden sind, noch 
für die Anlagen die ab dem EEG 2014 in Betrieb genommen worden sind, rückwirkend 
bei der Berechnung nach § 39g Abs. 6 EEG 2023 zu erhöhen.

21 So auch im Ergebnis Stellungnahme des VKU, S. 3. 
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25 Der Abzug von 0,2 Cent pro Kilowattstunde nach § 37 Abs. 3 Nr. 1 EEG 2014 ist auch 
bei der Berechnung des durchschnittlichen anzulegenden Wertes für die Begrenzung 
nach § 39g Abs. 6 EEG 2023 beizubehalten. Dies gilt für solche Anlagen bei denen in der 
Einspeisevergütung vom anzulegenden Wert  0,2 Cent  pro Kilowattstunde abgezogen 
wurden, also nur für Anlagen mit einer Inbetriebnahme ab dem 1. August 2014.22

26 Das folgt zunächst aus der Systematik und dem Regelungszweck des § 37 Abs. 3 Nr. 1 
EEG 2014. Die Vorschrift ordnet für Anlagen mit Einspeisevergütung an, dass vom an-
zulegenden Wert ein pauschaler Betrag in Höhe der bei der Direktvermarktung entste-
henden Kosten abzuziehen ist, da diese bei Anlagen mit Einspeisevergütung nicht an-
fallen.23 Erstmalig findet sich die Regelung in § 37 Abs. 3 Nr. 1 EEG 2014, die lautet:

„Die  Höhe  der  Einspeisevergütung  berechnet  sich  aus  den  anzulegenden 
Werten und den §§ 20 bis 32, wobei von den anzulegenden Werten vor der 
Absenkung nach §§ 26 bis 31 

1. 0,2 Cent pro Kilowattstunde für Strom im Sinne der §§ 40 bis 48 abzuzie-
hen sind …“

27 Dementsprechend muss der in der Gesetzesbegründung zu § 39f Abs. 6 EEG 2017 ent-
haltene Hinweis, dass „bei der Ermittlung des anzulegenden Wertes § 53 EEG [2017] zu 
berücksichtigen“24 ist, so verstanden werden, dass für die Berechnung der Begrenzung 
der  in  der  Vergangenheit  um  0,2 Cent  pro  Kilowattstunde  verringerte  anzulegende 
Wert heranzuziehen ist.

28 Der Gesetzgeber wollte mit der Begrenzung nach § 39g Abs. 6 EEG 2023 erreichen, dass 
aus Kosteneffizienzgründen für bestehende Biomasseanlagen in der zukünftigen För-
derperiode kein höheres Vergütungsniveau gilt  als in der ersten Förderperiode (vgl. 
Rn. 59).  Andernfalls  wäre der  ausdrückliche Verweis  auf  § 53 EEG 2016 entbehrlich. 
Denn dessen Regelungsgehalt besteht gerade im Abzug von 0,2 Cent pro Kilowattstun-
de. Anhaltspunkte dafür, dass der Gesetzgeber ein nachträgliches Hinzurechnen errei-

22 Davon betroffen sind nur Anlagen mit einer Inbetriebnahme ab dem 01.08.2014 bis zum 31.12.2016, vgl. 
§ 39g Abs. 1 EEG 2023. 

23 Vgl. Raschke, in: Greb/Boewe/Sieberg (Hrsg.), BeckOK EEG, 18. Ed., Stand: 01.11.2025, § 53 Rn.  2.

24 BT-Drs. 18/8860, S. 225, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/gesetz/3253/material. In der Ge-
setzesbegründung wurde noch das EEG 2016 genannt, dieses ist Gesetz geworden als EEG 2017. Einfügung in 
eckigen Klammern nicht im Original.
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chen wollte, lässt sich der Begründung auch an anderer Stelle nicht entnehmen.25 Viel-
mehr stellt die Gesetzesbegründung klar, dass der Abzug von 0,2 Cent pro Kilowattstun-
de nicht für Anlagen gilt, die vor dem Inkrafttreten des EEG 2014 in Betrieb genommen 
worden sind. Denn dort heißt es:

„Dies gilt allerdings nicht für Anlagen, für die ein Vergütungssatz vor Ein-
führung der verpflichtenden Direktvermarktung durch das EEG 2014 gilt.“

29 Dieser Hinweis auf die Rechtslage vor dem EEG 2014 wäre überflüssig, wenn der Abzug 
von  0,2 Cent pro Kilowattstunde bei der Berechnung des durchschnittlich anzulegen-
den Wertes ohnehin nicht beizubehalten wäre.

30 Dies entspricht auch dem Ziel des Gesetzgebers, Anlagen mit Einspeisevergütung und 
Direktvermarktung bei der Begrenzung des anzulegenden Wertes für die zukünftige 
Förderung gleich zu behandeln. So unterscheidet der Wortlaut des § 39g Abs. 6 Satz 2 
EEG 2023 gerade nicht zwischen der Begrenzung des anzulegenden Wertes bei beste-
henden Biomasseanlagen, die in den drei Kalenderjahren vor dem Gebotstermin die 
Einspeisevergütung erhalten haben und solchen, die die Marktprämie erhalten haben.

31 Bei  der  Ermittlung  des  durchschnittlichen  anzulegenden  Wertes  nach  § 39g  Abs. 6 
Satz 2 EEG 2023 ist auf den Durchschnitt der anzulegenden Werte in den drei Kalender-
jahren vor dem Gebotstermin abzustellen (vgl. Rn. 39). Durch den Abzug von 0,2 Cent 
pro Kilowattstunde waren diese gesetzlich festgelegten anzulegenden Werte in den drei 
dem Gebotstermin vorangegangenen Kalenderjahren bei Anlagen, die die Einspeisever-
gütung erhalten haben, aber gerade um 0,2 Cent pro Kilowattstunde reduziert. Würde 
bei der Begrenzung nach § 39g Abs. 6 EEG 2023 nicht auf die für die Begrenzung der 
maßgeblichen, nach der damaligen Fördersystematik ermittelten, anzulegenden Werte, 
sondern auf nachträglich erhöhte Werte abgestellt, würde dies nicht nur dem gesetzge-
berischen  Gleichbehandlungsgrundsatz,  sondern auch dem Sinn und Zweck der Vor-
schrift widersprechen. Dadurch würde der vom Gesetzgeber gewählte Vergleichsmaß-
stab verzerrt.

32 Ein nachträgliches Hinzurechnen von 0,2 Cent pro Kilowattstunde würde dazu führen, 
dass Anlagen, die im ersten Vergütungszeitraum in der Einspeisevergütung verblieben 

25 Im Ergebnis wohl für die Berücksichtigung des verminderten anzulegenden Wertes: Bauer, in: Greb/Boewe/Sie-
berg, BeckOK EEG, § 39g Rn.  83b; für eine nachträgliche Korrektur:  Salje. EEG Kommentar, 10. Aufl. 2023, 
§ 39g  Rn.  38;  Schomerus/Neidig,  in:  Frenz/Müggenborg/Cosack/Ruttloff/Schomerus  (Hrsg.),  EEG 2023, 
6. Aufl. 2025, § 39g Rn.  34. 
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sind, gegenüber Anlagen in der Direktvermarktung besser gestellt würden, weil für sie 
ein höherer durchschnittlich anzulegender Wert zur Begrenzung der zukünftigen För-
derung herangezogen würde als derjenige, den die Netzbetreibenden in der ersten För-
derperiode bei der Ermittlung der Einspeisevergütung zugrunde gelegt hatten.

33 Da Absatz 6  den  Bezugszeitraum für  die  Begrenzung  in  der  Vergangenheit  festlegt, 
kommt es nicht darauf an, ob und in welcher Höhe künftig Direktvermarktungskosten 
entstehen. Maßgeblich ist  hingegen,  dass  der  Gesetzgeber  für  die  Begrenzung nach 
§ 39g Abs. 6 EEG 2023 bewusst an einen Zeitraum in der Vergangenheit anknüpft und 
damit an die damals geltende Systematik der anzulegenden Werte. Andernfalls würden 
die in Bezug genommenen maßgeblichen anzulegenden Werte aus der Vergangenheit 
verfälscht werden.

34 Der anzulegende Wert von Anlagen in der Einspeisevergütung, die vor dem EEG 2014 
in Betrieb genommen worden sind, ist  nicht nach Nr. 8 der § 100 Abs. 1 EEG 2014, 
§ 100 Abs. 2 Satz 1 EEG 2017 zu erhöhen. 

35 Zwar gilt für Anlagen, die vor dem EEG 2014 in Betrieb genommen worden sind und 
die die Marktprämie in Anspruch nehmen, seit dem EEG 2014 ein höherer anzulegen-
der Wert als bei Anlagen, die die Einspeisevergütung in Anspruch nehmen und eben-
falls vor dem EEG 2014 in Betrieb genommen wurden (vgl. Rn. 17). Dabei setzt sich der 
erhöhte anzulegende Wert aus der gesetzlich bestimmten Vergütung und der Erhöhung 
um 0,2 Cent pro Kilowattstunde (ab Januar 2015) zusammen (Rn. 17). Der anzulegende 
Wert für Anlagen in der Einspeisevergütung ist deshalb für die Berechnung nach § 39g 
Abs. 6 Satz 2 EEG 2023 nicht zu erhöhen.

36 Der Gesetzgeber hat mit § 39g Abs. 6 EEG 2023 die Entscheidung getroffen, an die anzu-
legenden Werte anzuknüpfen, die in der Vergangenheit, nämlich in den drei dem Ge-
botstermin  vorangegangenen  Kalenderjahren,  auf  die  Anlage  anzuwenden  waren. 
Zwar ist es möglich, dass sich bei Anlagen, die in Jahren vor dem Gebotstermin die Ein-
speisevergütung  erhalten  haben,  eine  etwas  stärkere  Begrenzung  nach  § 39g  Abs. 6 
EEG 2023 ergibt als bei Anlagen, die die Marktprämie erhalten haben. Dies ist jedoch, 
soweit  gewünscht,  durch  den  Gesetzgeber  zu  korrigieren,  da  dieser  in  § 39g  Abs. 6 
Satz 1 EEG 2023 bewusst auf den anzulegenden Wert der drei dem Gebotstermin voran-
gegangen  Kalenderjahre  abstellt.  Das  dabei  bei  der  Begrenzung  nach  § 39g  Abs. 6 
EEG 2023 ein anderer anzulegender Wert bestimmt werden soll als derjenige, der für 
die Berechnung der Einspeisevergütung herangezogen wurde, lässt sich der Vorschrift 
nicht entnehmen.
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2.2.3 Durchschnittswert bei Anlagen in der Marktprämie 

37 Bei bestehenden Biomasseanlagen, die in den drei Kalenderjahren vor dem Gebotster-
min die Marktprämie erhalten haben, ist die durchschnittliche Höhe der anzulegenden 
Werte zu ermitteln. Maßgeblich dafür sind die Werte, die in diesen drei Jahren jeweils 
zur Berechnung der ausgezahlten Marktprämie für die Anlage herangezogen wurden.

38 Bei der Anwendung der Berechnungsformel aus § 39g Abs. 6 Satz 2 EEG 2023 reicht es 
daher nicht, allein auf die ausgezahlte Marktprämie abzustellen. Um die durchschnittli-
chen anzulegenden Werte zu erhalten, sind unter die für die Anlage geleisteten Zahlun-
gen sowohl die ausgezahlten Marktprämien als auch die Marktwerte zu fassen. 

39 Aus dem  Wortlaut des  § 39g Abs. 6 Satz 1 EEG 2023 folgt, dass der anzulegende Wert 
nach der Zuschlagserteilung begrenzt ist auf die durchschnittliche Höhe des anzulegen-
den Wertes für den in der jeweiligen Anlage erzeugten Strom. Dabei ist der „Durch-
schnitt der drei dem Gebotstermin vorangegangenen Kalenderjahre maßgeblich“ (§ 39g 
Abs. 6 Satz 1, 2. Halbsatz EEG 2023). Es ist also der durchschnittliche anzulegende Wert 
der drei dem Gebotstermin vorangegangenen Kalenderjahre zu bestimmen. 

40 § 39g Abs. 6 Satz 2 EEG 2023 nimmt dann auf den in Satz 1 genannten Durchschnitt Be-
zug, indem er vorschreibt, wie die Ermittlung „des Durchschnitts“ zu erfolgen hat. Aus 
der Verwendung des Demonstrativpronomens „des“ ergibt sich, dass auf den Durch-
schnitt aus Satz 1 Bezug genommen wird. Wie erläutert (Rn. 39), beinhaltet der Durch-
schnitt aus Satz 1 die durchschnittliche Höhe des anzulegenden Wertes in der für die 
Anlage bisher maßgeblichen Fassung. 

41 Die vom Landgericht Oldenburg26 vertretene Auffassung, dass mit der „durchschnittli-
chen Höhe des anzulegenden Werts“ aus Satz 1 eine andere Größe als der anzulegende 
Wert gemeint ist, überzeugt nicht. Der Wortlaut der Vorschrift bietet keine Stütze dafür. 
Es ist nicht ersichtlich, warum der Gesetzgeber den Begriff des anzulegenden Wertes in 
demselben Satz mit zwei unterschiedlichen Bedeutungen hätte verwenden sollen. Ein 
redaktionelles Versehen erscheint hier aufgrund des engen zeitlichen und systemati-
schen Zusammenhangs der Begriffsverwendungen unwahrscheinlich.

42 Etwas anderes folgt im Ergebnis auch nicht daraus, dass  § 39g Abs. 6 Satz 2 EEG 2023 
sowie § 39g Abs. 6 Satz 2 EEG 2021 für die Ermittlung des Durchschnitts auf den Quoti-
enten aus „allen für die Anlage geleisteten Zahlungen, die aufgrund des Erneuerbare-

26 LG  Oldenburg,  Urt.  v.  21.11.2025  –  6  O  3033/24,  abrufbar  unter  https://www.clearingstelle-eeg-
kwkg.de/rechtsprechung/7309, S. 7.

15
Unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/hinwv/2025/4-VI können Sie dieses Dokument herunterladen.

Die Clearingstelle EEG|KWKG ist die gesetzliche neutrale Einrichtung zur Klärung von Streitigkeiten und Anwendungsfragen des EEG und des KWKG
und wird betrieben im Auftrag des Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie.

Trägerin: RELAW GmbH – Gesellschaft für angewandtes Recht der Erneuerbaren Energien · Charlottenstraße 65 · 10.117 Berlin
Geschäftsführung: Sönke Dibbern und Dr. Martin Winkler · AG Charlottenburg HRB 107.788 B · USt-IdNr. DE 255.468.643

https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/hinwv/2025/4-VI
https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/rechtsprechung/7309
https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/rechtsprechung/7309


Energien-Gesetzes oder einer aufgrund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnung 
geleistet wurden“ abstellen und § 39f Abs. 6 Satz 1 EEG 2017 den Quotienten aus „allen 
für die Anlage geleisteten Zahlungen“ nennt. 

43 Der Begriff der für die Anlage „geleisteten Zahlungen“ ist in keiner der einschlägigen 
EEG Fassungen gesetzlich definiert und nicht eindeutig. Er ist daher der Auslegung zu-
gänglich.  Die Geldbeträge,  die an Anlagenbetreibende bestehender Biomasseanlagen 
gezahlt werden können, sind vielfältig. So können Zahlungen an die Anlagenbetreiben-
den auch durch Dritte und außerhalb des EEG-Förderregimes geleistet werden. Zwar 
könnte die mit dem EEG 2021 erfolgte Einschränkung „aufgrund des Erneuerbare-Ener-
gien-Gesetzes oder einer aufgrund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnung geleis-
teten Zahlungen“ so verstanden werden, dass bei der Berechnung des Durchschnitts 
nur solche Zahlungen zu berücksichtigen sind, die von den jeweiligen Netzbetreiben-
den  an  die  Anlagenbetreibenden  geleistet  wurden,  also  im  Ergebnis  die 
Marktprämie.27 

44 Dafür würde sprechen, dass der Begriff „aufgrund“ im allgemeinen Sprachgebrauch 
synonym mit „begründet“ oder „veranlasst durch“ verwendet wird.28 Man könnte also 
zu der Annahme gelangen, dass, zumindest ab der Fassung des EEG 2021, nur die Zah-
lung der Einspeisevergütung und der Marktprämie zu berücksichtigen ist, da Netzbe-
treibende nur zu deren Auszahlung unmittelbar nach konkreten Vergütungsvorschrif-
ten des EEG oder einer entsprechenden Verordnung gesetzlich verpflichtet sind. Dies 
könnte auf die Berechnung nach § 39f Abs. 6 Satz 1 EEG 2017 übertragbar sein, da die 
Einschränkung nach der Gesetzesbegründung zum EEG 2021 rein redaktioneller Art 
war,29 mithin also schon vorher galt.

45 Dagegen spricht jedoch, dass der Wortlaut des § 39g Abs. 6 EEG 2023 nicht allein auf 
Zahlungen  des Netzbetreibenden abstellt.  Mit  der Beschränkung auf Zahlungen nach 
dem EEG oder einer aufgrund des EEG erlassenen Rechtsverordnung grenzte der Ge-
setzgeber den Kreis der Personen, deren Zahlungen zu berücksichtigen sind, gerade 
nicht ein. 

46 Vielmehr spricht er davon, dass aus „allen“ für die Anlage geleisteten Zahlungen nur 
solche zu berücksichtigen sind, die innerhalb der EEG-Fördersystematik geleistet wur-

27 So im Ergebnis Stellungnahme des BDEW, S. 6, 24 f.

28 Duden,  abrufbar  unter  https://www.duden.de/rechtschreibung/aufgrund_Praeposition,  zuletzt  abgerufen  am 
12.02.2026.

29 BT-Drs. 19/23.482, S. 118, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/eeg2021/material.
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den.  Im  allgemeinen  Sprachgebrauch  entsprechen  „alle“  Zahlungen  auch  „sämtli-
chen“30 Zahlungen oder der „Gesamtheit“31 der Zahlungen.32 Mit dem Wortlaut grenzt 
der Gesetzgeber also nicht ein, welche Zahlungen innerhalb der EEG-Fördersystematik 
zu berücksichtigen sind.

47 Direktvermarktungsunternehmen leisten ebenfalls Zahlungen aufgrund des EEG an die 
Anlagenbetreibenden.  Die Direktvermarktung ist  im EEG 2023 ausdrücklich vorgese-
hen.  So  definiert  beispielsweise  § 3  Nr. 16  EEG 2023  die  Direktvermarktung  und  § 3 
Nr. 17 EEG 2023 den Direktvermarktungsunternehmer. § 10b Abs. 1 Nummer 1 und 2 
EEG 2023  sprechen  von  der  Veräußerung  an  Direktvermarktungsunternehmen  und 
§ 21b Abs. 3 EEG 2023 legt dar, wie bei der Direktvermarktung die Strommenge zu mes-
sen und zu bilanzieren ist.

48 Die durch die Direktvermarktungsunternehmen geleisteten Erlöse werden im Rahmen 
der geförderten Direktvermarktung im Marktprämienmodell  vorausgesetzt und sind 
daher Teil  der EEG-Fördersystematik.  Das Marktprämienmodell  basiert  darauf,  dass 
Anlagenbetreibende neben der Marktprämie die Erlöse des Direktvermarktungsunter-
nehmens erhalten. Könnten Anlagenbetreibende diese Erlöse nicht erwirtschaften, hät-
te die Berücksichtigung der Marktwerte bei der Berechnung der Marktprämie (vgl. An-
lage 1 des EEG 2023) keinerlei Steuerungswirkung.

49 Der Marktwert ist bei der Berechnung nach § 39g Abs. 6 Satz 2 EEG 2023 als Äquivalent 
für die  Zahlungen aus den Direktvermarktungsverträgen zu berücksichtigen.33 Zwar 
wird der Marktwert selbst nicht an den Anlagenbetreibenden ausgezahlt. Die Direkt-
vermarktungsunternehmen erbringen jedoch Dienstleistungen, um (je nach vertragli-
cher Vereinbarung) in der Regel zumindest Erlöse in Höhe des Marktwerts für die Anla-
genbetreibenden  zu  erwirtschaften.  Da  die  vertraglich  vereinbarten  Auszahlungen 
vom Marktwert abweichen können, wird der Marktwert auch bei der Berechnung der 
Marktprämie gemäß Anlage 1 EEG 2023 anstelle der ausgezahlten individuell verein-
barten Zahlungen der Direktvermarktungsunternehmen herangezogen. Er eignet sich 
also aus Sicht des Gesetzgebers, um die Direktvermarktungserlöse vereinheitlicht dar-
zustellen und eine Vergleichbarkeit zwischen den Anlagen herzustellen. 

30 Duden,  abrufbar  unter  https://www.duden.de/rechtschreibung/alle_Pronomen_Zahlwort,  zuletzt  abgerufen  am 
12.02.2026.

31 DWDS, abrufbar unter https://www.dwds.de/wb/all, zuletzt abgerufen am 12.02.2026.

32 So im Ergebnis auch Stellungnahme des Fachverbands Biogas, S. 11.

33 Im Ergebnis so auch die Stellungnahmen der FVH, S. 4 f. und des Fachverbands Biogas, S. 11.
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50 Nichts anderes ist der Gesetzesbegründung zu entnehmen. Diese empfiehlt, bei der Be-
rechnung  auf  „die  betreffenden  EEG-Jahresendabrechnungen  abzustellen“.34 Der 
Marktwert steht nämlich bei der Berechnung der Marktprämie in der Jahresendab-
rechnung fest.

51 Der Berücksichtigung des Marktwerts steht auch nicht entgegen, dass nach der Geset-
zesbegründung u. a. alle Zahlungen nach § 19 EEG 2017 zu berücksichtigen sind. Zwar 
nennt  § 19  EEG 2017 nur  die  Marktprämie  als  übergeordnete  Größe  und nicht  den 
Marktwert.

52 Aus der Berechnungsformel zur Berechnung der Marktprämie ergibt sich aber, dass 
der anzulegende Wert sowohl die Marktprämie als auch den jeweils anzuwendenden 
Marktwert umfasst. Bei der Berechnung der Marktprämie kommt nämlich die in der je-
weils anzuwendenden Anlage des EEG aufgeführte Formel zur Anwendung. Anlage 1 
Nr. 4.1.2 EEG 2023 lautet wie folgt: 

Marktprämie = anzulegender Wert – Marktwert35.

53 Diese Formel gilt für sämtliche Biomasseanlagen: 

1. Im Zeitraum vor dem 1. Januar 201736 gemäß Anlage 1 Nr. 1.2 Satz 1, § 100 Abs. 1 
Halbsatz 1 Nr. 8, Nr. 10 Buchst. d) EEG 2014.

2. Im Zeitraum vom 1. Januar 2017 bis 31. Dezember 2020 

a) gemäß Anlage 1 Nr. 1.2 Satz 1 EEG 2017 für alle Anlagen mit Inbetriebnahme nach 
dem 31. Dezember 2016 und

b) gemäß Anlage 1 Nr. 1.2 Satz 1 EEG 2014 für Anlagen mit Inbetriebnahme vor dem 
1. Januar 2017 gemäß § 100 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 Satz 1 Halbsatz 1, Abs. 2 Satz 1 
Nr. 10 Buchst. d) EEG 2017,

3. im Zeitraum vom 1. Januar 2021 bis 31. Dezember 2022 gemäß Anlage 1 Nr. 3.1.2 
Satz 1 EEG 2021 für Anlagen mit Inbetriebnahme bzw. Gebotstermin vor dem 1. Ja-
nuar 2023 gemäß § 100 Abs. 2 Nr. 15 EEG 2021, § 100 Abs. 1 EEG 2023 und

34 BT-Drs. 18/8860, S. 225, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/gesetz/3253/material.
35 Jahresmarktwert für Anlagen mit einer Inbetriebnahme ab dem 01.01.2023 und Monatsmarktwert für Anlagen 

mit  einer Inbetriebnahme vor dem 01.01.2023 (vgl.  § 3 Nr. 34, Anlage 1 Nr. 2 EEG 2023), im Folgenden: 
Marktwert.

36 Erheblich in dem Fall, dass bestehende Biomasseanlage bereits in den Jahren 2017, 2018 oder 2019 an der 
Ausschreibung teilnehmen und die Jahre 2014, 2015, 2016 die drei vergangenen Kalenderjahre darstellen 
bzw. eines dieser Jahre.
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4. seit  dem 1. Januar  2023 gemäß gemäß Anlage  1  Nr. 3.1.2  Satz 1  EEG 2023 gemäß 
§ 100 Abs. 43 EEG 2023).

54 Stellt man die Formel rechnerisch um, kommt man zu folgender Gleichung:37

anzulegender Wert = Marktwert + Marktprämie.

55 Dieses Ergebnis ergibt sich auch aus den Formeln zur Berechnung der Marktprä-
mie ab dem EEG 2014, in dessen Anlage 1 die Berechnung erstmals auf die oben 
genannte Formel auch für Bestandsanlagen umgestellt  wurde (Anlage 1,  Nr. 1.2 
EEG 2014).

56 Der Sinn und Zweck der Regelung spricht ebenfalls dafür, unter die geleisteten Zahlun-
gen sowohl die ausgezahlte Marktprämie als auch den Marktwert zu fassen, da nur so 
das mit der Regelung verfolgte Ziel des Gesetzgebers erreicht werden kann. 

57 Es war aus Sicht des Gesetzgebers notwendig, einen einheitlichen begrenzenden anzu-
legenden Wert zu ermitteln, weil nur so ein Vergleich mit dem in der Ausschreibung 
für bestehende Biomasseanlagen ermittelten anzulegenden Wert möglich ist.38 Die Be-
rechnungsformel in § 39g Abs. 6 Satz 2 EEG 2023 reagiert dabei auf das Problem, dass 
für die jeweilige Bestandsanlage in der Vergangenheit  mehrere anzulegende Werte, 
teilweise  nach Bemessungsleistung oder Anlagenleistung gestaffelt,  angewandt  wur-
den. § 39g Abs. 6 Satz 2 EEG 2023 soll insofern die Anwendung von Satz 1 vereinfachen. 
Dies spiegelt auch die Gesetzesbegründung wie folgt wider:

„Da bei der Ausschreibung auf die gesamte Stromerzeugung ein einheitli-
cher anzulegender Wert zu bieten ist, ist bei Bestandsanlagen, die ab einer 
bestimmten Bemessungsleistung für die unterschiedlichen Bemessungsleis-
tungsstufen unterschiedlich hohe anzulegende Werte haben, für die Bestim-
mung des Höchstwerts der durchschnittliche anzulegende Wert über die ge-
samte Bemessungsleistung der jeweiligen Vorjahre zu ermitteln.“39 

37 So auch Stellungnahme des BEE, S. 3, 8; C. A.R.M.E.N. e. V., S. 3; des Fachverbands Biogas, S. 2, 10; des FVH, 
S. 4; des VKU, S. 2.

38 BT-Drs. 18/8860, S. 225, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/gesetz/3253/material.
39 BT-Drs. 18/8860, S. 225, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/gesetz/3253/material.
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58 Der Gesetzgeber wollte zudem, dass nach dem Zuschlag in der Ausschreibung im zwei-
ten Förderzeitraum kein höherer anzulegender Wert bei der Berechnung der Markt-
prämie zugrunde gelegt wird, als im vorangegangenen Förderzeitraum. Eine darüber 
hinausgehende Reduzierung des Förderniveaus strebte er jedoch nicht an. Dies ergibt 
sich unmittelbar aus der Gesetzesbegründung:

„Die Ausschreibungen für bestehende Anlagen bieten diesen Anlagen eine 
Perspektive noch über den zwanzigjährigen Zeitraum hinaus, für den nach 
bisherigem Recht ein Anspruch auf Zahlung besteht. Im Gegenzug darf aber 
die  Vergütung  nicht  über  das  bisherige  Vergütungsniveau der  Anlage 
steigen, da dies dem Grundsatz der Kosteneffizienz entgegenstünde.“40

59 Anders als vom Landgericht Oldenburg angenommen41 ist mit der Beibehaltung des 
Vergütungsniveaus nicht gemeint, dass die Netzbetreibenden im zweiten Vergütungs-
zeitraum weiterhin identische oder geringere Auszahlungsbeträge leisten müssten als 
im ersten Vergütungszeitraum. Die Marktprämie schwankt je nach Marktwert und die 
Anlagenbetreibenden können diese nicht beeinflussen. Sie bestimmt daher nicht das 
Vergütungsniveau.

60 Vielmehr wird das Vergütungsniveau gerade durch den in der Ausschreibung ermittel-
ten oder gesetzlich festgelegten anzulegenden Wert bestimmt. Dieser garantiert, dass 
Anlagenbetreibende auch bei niedrigen Marktwerten eine im Voraus festgelegte Vergü-
tungshöhe als  Marktprämie erhalten.  Liegt der Marktwert  unter dem anzulegenden 
Wert,  bekommen  Anlagenbetreibende  bis  zur  Höhe  des  anzulegenden  Wertes  die 
Marktprämie ausgezahlt. Gleichzeitig wird die Marktprämie als ausgezahlte EEG-Vergü-
tung nie über dem anzulegenden Wert liegen. 

61 Soweit die Gesetzesbegründung ausführt, dass durch die Verlängerung des zwanzigjäh-
rigen Vergütungszeitraums für Bestandsanlagen mit einer Senkung von deren durch-
schnittlicher Vergütung auch schon vor Ablauf des  zwanzigjährigen Vergütungszeit-
raums auszugehen ist,42 spiegelt dies die wettbewerbliche Ermittlung des anzulegenden 
Werts in der Ausschreibung wider. Anlagenbetreibende von Biomasseanlagen, die sich 
vor Ablauf des zwanzigjährigen Förderzeitraums in der Ausschreibung auf eine erneu-

40 BT-Drs.  18/8860,  S. 224 f.,  225,  abrufbar  unter  https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/gesetz/3253/material. 
Hervorhebungen nicht im Original.

41 LG  Oldenburg, Urt.  v.  21.11.2025  –  6  O  3033/24,  abrufbar  unter  https://www.clearingstelle-eeg-
kwkg.de/rechtsprechung/7309, S. 7.

42 BT-Drs. 18/8860, S. 225, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/gesetz/3253/material.
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te Förderung bewerben, werden in der sich anschließenden Förderperiode regelmäßig 
geringere anzulegende Werte bezuschlagt bekommen. 

62 Nur als zusätzliches Korrektiv soll die Begrenzung des anzulegenden Wertes nach § 39g 
Abs. 6 EEG 2023 greifen. Dazu führt die Gesetzesbegründung Folgendes aus:

„Die Begrenzung nach Satz 1 greift, wenn der Zuschlagswert der Anlage hö-
her ist als ihr bisheriger durchschnittlicher anzulegender Wert. Wenn der 
Zuschlagswert ohnehin niedriger ist, ist der Zuschlagswert maßgeblich.“43

63 Dieses Ergebnis entspricht auch der Rechtsfolgenbetrachtung.44 In Zeiten mit  hohen 
Marktwerten in den drei Kalenderjahren vor dem Gebotstermin würde eine Berech-
nung eines Durchschnittswerts allein aufgrund der ausgezahlten Marktprämie dazu 
führen, dass Biomasseanlagen, die in diesen Vorjahren die (aufgrund der hohen Markt-
werte relativ geringe) Marktprämie erhalten haben, im Vergleich zu Anlagen in der 
Einspeisevergütung in der neuen Förderperiode erheblich benachteiligt würden, weil 
die Begrenzung des anzulegenden Wertes auf der Grundlage einer vergleichsweise ge-
ringen Marktprämie erfolgen würde. Es ist davon auszugehen, dass der Gesetzgeber 
diese Rechtsfolge nicht beabsichtigt hat, da die politischen Entwicklungen und die da-
durch verursachten erheblichen Auswirkungen auf den Strompreis, insbesondere des-
sen Anstieg im Jahr 2022, im Zeitpunkt der Gesetzgebung nicht vorhersehbar waren. 

64 Eine Benachteiligung von Anlagen, die die Marktprämie erhalten haben, widerspräche 
zudem der langfristigen Zielsetzung des Gesetzgebers. Der Gesetzgeber hat die Direkt-
vermarktung bereits im EEG 2014 mit dem Ziel ausgeweitet, die Integration der erneu-
erbaren Energien in  den Strommarkt  voranzutreiben.45 Eine Schlechterstellung von 
Anlagen mit geförderter Direktvermarktung gegenüber Anlagen mit gesetzlicher Ein-
speisevergütung würde diesem Ziel zuwiderlaufen.

2.2.4 Keine Festsetzung der Marktprämie auf Null

65 Sollte der Marktwert im Einzelfall höher liegen als der anzulegende Wert, ist bei der 
Berechnung  auch  ein  negativer  Marktwert  zu  berücksichtigen.  Die  Festsetzung  der 
Marktprämie auf Null nach Anlage 1 Nr. 1.2 Satz 2 EEG 201446 ist nicht anzuwenden.

43 BT-Drs. 18/8860, S. 225, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/gesetz/3253/material.
44 Vgl. zur folgenorientierten Auslegung: Möllers, Juristische Methodenlehre, 2. Aufl. 2019, § 5 Rn.  56 f. 

45 BT-Drs. 18/1304, S. 2, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/gesetz/2405.

46 Nach der Umstellung der Berechnungsformel der Marktprämie im EEG 2014 findet diese auch auf Anlagen An-
wendung, die vor dem EEG 2014 in Betrieb genommen worden sind (§ 100 Abs. 2 Nr. 8 EEG 2017). 
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66 Denn die Beachtung dieser Regel erfolgt erst in einem zweiten Schritt und ist nicht Teil 
der eigentlichen Berechnungsformel.

67 Dies lässt sich an folgendem Beispiel erklären:

Wenn in einem bestimmten Zeitraum der anzulegende Wert bei 17 ct/kWh 
und der Marktpreis bei 20 ct/kWh liegt, wird keine Marktprämie ausgezahlt 
oder vom Anlagenbetreibenden zurückgezahlt,  da sie  auf  Null  festgesetzt 
wird (Anlage 1 Nr. 1.2 Satz 2 EEG 2014). Würde man diese Festsetzung auf 
Null in der Berechnung des anzulegenden Wertes berücksichtigen, erhielte 
man als anzulegenden Wert 20 ct/kWh. Dies ergibt sich aus der Addition von 
0 ct/kWh und 20 ct/kWh. Durch die Addition von (-3) ct/kWh mit dem Markt-
wert von 20 ct/kWh ergibt sich hingegen richtigerweise ein anzulegender 
Wert von 17 ct/kWh.

2.3 Frage 2: (Nicht-)Berücksichtigung von Flexibilitätszahlungen, Redispatch-Zahlungen 
und Boni

68 Bei  der  Berechnung  des  jährlichen  Durchschnittswerts  nach  § 39g  Abs. 6  Satz 2 
EEG 2023 sowie der Vorgängervorschriften sind ausgezahlte Flexibilitätsprämien oder 
-zuschläge nicht in die Berechnung einzubeziehen. Ebenso sind Entschädigungszahlun-
gen nach §§ 13, 13a EnWG und §§ 14, 15 EEG 2017/2021 nicht bei der Berechnung des 
Durchschnittswerts zu berücksichtigen.47 Die Boni, die die Anlagenbetreibenden in der 
Vergangenheit erhalten haben, sind hingegen zu berücksichtigen.48

69 Der Begriff der „geleisteten Zahlungen“ ist dahingehend auszulegen, dass bei bestehen-
den Biomasseanlagen nur Zahlungen im Zusammenhang mit § 16 EEG 2012 und § 19 
EEG 2014/EEG 2017/EEG 2021/EEG 2023 zu berücksichtigen sind.

2.3.1 Flexibilitätsprämie und -zuschlag

70 Weder die ausgezahlte Flexibilitätsprämie noch der Flexibilitätszuschlag sind bei der 
Berechnung des Durchschnittswerts nach § 39g Abs. 6 Satz 2 EEG 2023 im Rahmen der 
„für die Anlage geleisteten Zahlungen“ zu berücksichtigen.

71 Der Wortlaut des § 39g Abs. 6 Satz 1 und Satz 2 EEG 2023 ist nicht eindeutig hinsicht-
lich der Frage, welche Zahlungen die Netzbetreibenden an die Anlagenbetreibenden 

47 So auch Stellungnahme des VKU, S. 7.

48 So auch Stellungnahme des Fachverbands Biogas, S. 23.

22
Unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/hinwv/2025/4-VI können Sie dieses Dokument herunterladen.

Die Clearingstelle EEG|KWKG ist die gesetzliche neutrale Einrichtung zur Klärung von Streitigkeiten und Anwendungsfragen des EEG und des KWKG
und wird betrieben im Auftrag des Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie.

Trägerin: RELAW GmbH – Gesellschaft für angewandtes Recht der Erneuerbaren Energien · Charlottenstraße 65 · 10.117 Berlin
Geschäftsführung: Sönke Dibbern und Dr. Martin Winkler · AG Charlottenburg HRB 107.788 B · USt-IdNr. DE 255.468.643

https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/hinwv/2025/4-VI
https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/hinwv/2025/4-VI
https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/hinwv/2025/4-VI


für die Berechnung des Durchschnittswerts herangezogen werden sollen. Satz 2 sugge-
riert mit der Formulierung „aus allen für die Anlage geleisteten Zahlungen“, dass dar-
unter auch die Flexibilitätsprämie und der Flexibilitätszuschlag fallen.49

72 Darüber hinaus ist, wie oben dargelegt (Rn. 39), das Ziel der Berechnung nach § 39g 
Abs. 6 Satz 2 EEG 2023, einen durchschnittlichen anzulegenden Wert zu berechnen. Da-
bei ist es jedoch rechtlich nicht möglich, die durchschnittliche Höhe des anzulegenden 
Wertes (zur Definition des anzulegenden Wertes siehe Abschnitt  2.2.1) zu ermitteln, 
wenn die Zahlungen für die Flexibilitätsprämie und den Flexibilitätszuschlag in die Be-
rechnung einbezogen werden. Die Flexibilitätsprämie und der Flexibilitätszuschlag (im 
Folgenden: Flexibilitätszahlungen) sind nach keiner EEG-Fassung Bestandteil des anzu-
legenden Wertes.

73 Im EEG 2000, EEG 2004 und EEG 2009 gab es keine Vorschriften zu Flexibilitätszahlun-
gen. Im EEG 2012 wurde bereits mit der Einführung der Flexibilitätsprämie durch die 
Definition des anzulegenden Wertes deutlich, dass die Flexibilitätsprämie und der an-
zulegende Wert zwei voneinander zu trennende Größen sind. Die Definition des anzu-
legenden Wertes in § 33h EEG 2012 stellt auf die gesetzlich festgelegte Vergütungshöhe 
ab und nennt hinsichtlich dieser Vergütung gerade nicht § 33i Satz 1 EEG 2012, mit dem 
die Flexibilitätsprämie erstmals eingeführt wurde. § 33h EEG 2012 lautet:

„Die  Marktprämie wird berechnet  anhand der Höhe der  Vergütung nach 
§ 16, die für den direkt vermarkteten Strom bei der konkreten Anlage im 
Fall einer Vergütung nach den §§ 23 bis 33, auch unter Berücksichtigung der 
§§ 17 bis 21, tatsächlich in Anspruch genommen werden könnte (anzulegen-
der Wert).“ 

74 Das gleiche Ergebnis ergibt sich aus der Definition des anzulegenden Wertes in den Fol-
gefassungen des EEG. So ist beispielsweise der anzulegende Wert nach § 23 Abs. 1 Satz 2 
EEG 2014 der zur Ermittlung der Marktprämie oder der Einspeisevergütung für Strom 
aus erneuerbaren Energien oder aus Grubengas zugrunde zu legende Betrag nach den 
§§ 40 bis 51 oder 55 EEG 2014 in Cent pro Kilowattstunde. Der Zahlungsanspruch für 
die Flexibilitätsprämie und dem unter dem EEG 2014 eingeführten Flexibilitätszuschlag 

49 Dieser Auffassung folgend: Bauer, in: Greb/Boewe/Sieberg (Hrsg.), BeckOK EEG, 17. Ed., Stand 01.05.2025, 
§ 39g  Rn.  83; Günther/Strauß,  in:  Baumann/Gabler/Günther  (Hrsg.),  EEG  Kommentar,  1. Aufl. 2019,  § 39f 
Rn.  18;  Martel/Meyer,  in:  Säcker/Steffens,  Berliner Kommentar zum Energierecht,  5. Aufl. 2022, § 39g EEG 
Rn.  27; Salje, EEG Kommentar, 8. Aufl. 2018, § 39 f Rn.  35; Schomerus/Neidig, in: Frenz/Müggenborg/Cosack/
Ruttloff/Schomerus (Hrsg.), EEG 2023, 6. Aufl. 2025, § 39g Rn.  32.
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sind in den §§ 52 bis 54 EEG 2014 geregelt und damit nicht Teil des anzulegenden Wer-
tes.50 Dasselbe Ergebnis ergibt sich unter der Berücksichtigung der Definitionen des an-
zulegenden Wertes in den Fassungen des EEG 2017 bis EEG 202351.

75 Nach der Systematik des EEG sind die Flexibilitätszahlungen bei der Begrenzung des 
anzulegenden Wertes nicht zu berücksichtigen. Der anzulegende Wert ist bei Anlagen, 
die einen Anspruch auf Marktprämie haben, eine grundlegende Größe für die Berech-
nung dieser. Hinsichtlich der Flexibilitätszahlungen ist der Gesetzgeber jedoch in allen 
EEG-Fassungen davon ausgegangen, dass auf diese ein gesonderter Anspruch besteht, 
der von dem Anspruch auf Marktprämie und damit auch dem anzulegenden Wert zu 
trennen ist. 

76 Den Anspruch auf die Flexibilitätszahlungen hat der Gesetzgeber seit der Einführung 
der  Flexibilitätsprämie  im  EEG 2012  als  eigenen Zahlungsanspruch  neben  dem An-
spruch auf Zahlung der  Marktprämie geregelt. Dies folgt aus dem Wortlaut der Vor-
schrift selbst. So lautet bereits § 33i EEG 2012 wie folgt:

„Anlagenbetreiberinnen und Anlagenbetreiber von Anlagen zur Erzeugung 
von Strom aus Biogas können ergänzend zur Marktprämie von dem Netz-
betreiber eine Prämie für die Bereitstellung zusätzlicher installierter Leis-
tung  für  eine  bedarfsorientierte  Stromerzeugung  (Flexibilitätsprämie) 
verlangen.“52

77 Nach § 52 EEG 2014 haben Anlagenbetreibende gegen Netzbetreibende unter bestimm-
ten Bedingungen einen Anspruch auf finanzielle Förderung für die Bereitstellung in-
stallierter Leistung, wenn für den in der Anlage erzeugten Strom dem Grunde nach 
auch ein Anspruch auf finanzielle Förderung nach dem Erneuerbare-Energien-Gesetz 
in der für die Anlage maßgeblichen Fassung besteht. Dabei legt § 52 EEG 2014 ausdrü-
cklich  fest,  dass  der  Anspruch  auf  finanzielle  Förderung  (Marktprämie)  unberührt 
bleibt.  Eine  entsprechende  Feststellung  findet  sich  ebenfalls  in  § 50  Halbsatz 2 
EEG 2017, § 50 Abs. 1 Halbsatz 2 EEG 2021/EEG 2023.

50 Soweit Anlage 1 Nr. 1.1 EEG 2014 u. a. auf die §§ 40 bis 55 des EEG 2014 verweist, scheint es sich dabei um 
ein Redaktionsversehen zu handeln. Dieses Versehen setzt sich in den nachfolgenden EEG-Fassungen fort.

51 Die Definitionen in § 3 Nr. 3 EEG 2017/EEG 2021/EEG 2023 nehmen jeweils  nicht §§ 50 – 50b EEG 2017/
EEG 2021/EEG 2023 in Bezug.

52 Hervorhebung nicht im Original.
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78 § 39g EEG 2023 steht im Unterabschnitt 5 „Ausschreibungen für Biomasseanlagen“. Dies 
spricht dafür, dass bei der Begrenzung des anzulegendes Wertes ein durchschnittlicher 
anzulegender Wert ohne weitere Flexibilitätszahlungen zu ermitteln ist.  In der Aus-
schreibung für Biomasseanlagen wird nur ein anzulegender Wert ermittelt.  Die zu-
künftigen Flexibilitätszahlungen sind nicht Gegenstand des Gebots der Anlagenbetrei-
benden in der Ausschreibung.

79 Nach dem Sinn und Zweck der Regelung ist es nicht notwendig, die Flexibilitätszah-
lungen in der Berechnung nach § 39g Abs. 6 Satz 2 EEG 2023 zu berücksichtigen. Der 
Flexibilitätszuschlag, den die bestehende Biomasseanlage nach der erfolgreichen Teil-
nahme  an  der  Ausschreibung  und  der  fingierten  Neuinbetriebnahme  (§ 39g  Abs. 3 
EEG 2023) bei Erfüllen der gesetzlichen Voraussetzungen in Anspruch nehmen kann, ist 
bereits nach § 50a Abs. 1 Satz 2 EEG 2023 verringert.

80 Dem steht auch nicht die Gesetzesbegründung entgegen. Diese ist ohnehin in sich wi-
dersprüchlich.  Einerseits führt diese aus,  dass „alle Zahlungen nach § 19 [EEG 2017] 
(einschließlich etwaiger Boni) und nach § 50 [EEG 2017] (insbesondere die Flexibilitäts-
prämie  nach § 50b [EEG 2017])  zu  berücksichtigen sind“53.  Andererseits  gibt  sie  an, 
dass 

„bei Bestandsanlagen, die ab einer bestimmten Bemessungsleistung für die 
unterschiedlichen Bemessungsleistungsstufen unterschiedlich hohe anzule-
gende Werte haben, für die Bestimmung des Höchstwerts der durchschnittli-
che anzulegende Wert über die gesamte Bemessungsleistung der jeweiligen 
Vorjahre zu ermitteln“54 

ist.

81 Wie oben gezeigt, ist es nicht möglich, beide Anforderungen, also die Ermittlung eines 
durchschnittlichen anzulegenden Wertes über die verschiedenen Bemessungsleistungs-
stufen hinweg und die  Berücksichtigung der  Flexibilitätszahlungen,  miteinander  zu 
vereinbaren.

53 BT-Drs. 18/8860, S. 225, abrufbar unter  https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/gesetz/3253/material. Ersetzun-
gen nicht im Original. In der Gesetzesbegründung wurde noch das EEG 2016 genannt, dieses ist Gesetz gewor-
den als EEG 2017.

54 BT-Drs. 18/8860, S. 225, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/gesetz/3253/material.
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82 In der Gesetzesbegründung scheint übersehen worden zu sein, dass sich die Flexibili-
tätszahlungen nicht dazu eignen, das mit § 39g Abs. 6 EEG 2023 verfolgte Ziel, nämlich 
eine  Begrenzung des  zukünftigen anzulegenden Wertes  durch einen durchschnittli-
chen anzulegenden Wert zu ermitteln, zu erreichen. Die Nennung des „§ 50 EEG 2017“ 
in der Gesetzesbegründung ist daher außer Acht zu lassen, da im Zweifel das mit der 
Norm verfolgte Ziel Vorrang vor Ausführungen in der Gesetzesbegründung hat.

83 Dies ist auch zulässig, da die Gesetzesbegründung nicht Teil des Gesetzes und, trotz ih-
rer starken Indizwirkung, nicht bindend ist. Der in der Regel von der Exekutive formu-
lierte Entwurf der Gesetzesbegründung kann nicht automatisch als Auffassung der Le-
gislative verstanden werden, die das Gesetz beschließt.55 Auch der Bundesgerichtshof 
hat in einem Fall, in dem eine Aussage der Gesetzesbegründung im Widerspruch zu 
dem mit der Norm durch den Gesetzgeber verfolgten Ziel (dort: richtlinienkonforme 
Umsetzung) stand, die Norm entsprechend dem verfolgten Ziel ausgelegt (dort: teleolo-
gisch reduziert) und die widersprüchlichen Ausführungen in der Gesetzesbegründung 
außer Acht gelassen.56

2.3.2 Entschädigungen nach §§ 13, 13a EnWG und §§ 14, 15 EEG 2017/202157

84 Entschädigungen nach den §§ 14, 15 des EEG 2017/2021 fallen nicht unter die „geleiste-
ten Zahlungen“, die nach § 39g Abs. 6 Satz 2 EEG 2023 bei der Berechnung der durch-
schnittlichen Höhe des anzulegenden Wertes zu berücksichtigen sind. Gleiches gilt für 
einen finanziellen Ausgleich, der wegen einer Erzeugungsanpassung (Redispatch) nach 
§§ 13, 13a EnWG gezahlt wurde.

85 Diese Zahlungen sind nicht Teil der Vergütung nach dem EEG, sondern nur Kompensa-
tionen für finanzielle  Verluste,  die  durch die unterbliebene Einspeisung entstanden 
sind. Soweit der finanzielle Ausgleich noch nach §§ 14, 15 EEG 2017/EEG 2021 gezahlt 
wurde, zeigt sich bereits an der Systematik des EEG, dass dieser nicht Teil der EEG-För-
derung war, sondern eine gesondert geregelte Entschädigung. Während die Marktprä-
mie und die Einspeisevergütung in Teil 3 des EEG 2017 und des EEG 2021 geregelt sind, 
ist die Härtefallregelung in Teil 2 geregelt. Sobald der finanzielle Ausgleich nach dem 
EnWG erfolgte, lagen schon keine Zahlungen „aufgrund des EEG oder einer aufgrund 

55 Zippelius, Juristische Methodenlehre, 10. Aufl. 2006, S. 24.

56 BGH, Urt. v. 26.11.2008 – VIII ZR 200/05, Rn.  23 ff., abrufbar unter https://t1p.de/br2zc (Kurzlink), zuletzt ab-
gerufen am 12.02.2026.

57 §§ 14, 15 EEG 2021 sind durch Art. 11 des Gesetzes zur Umsetzung unionsrechtlicher Vorgaben und zur Rege-
lung reiner  Wasserstoffnetze  im Energiewirtschaftsrecht  v.  16.07.2021 (BGBl. I  S. 3026)  mit  Wirkung zum 
01.10.2021 entfallen. 
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des EEG erlassenen Rechtsverordnung“ mehr vor, da die Zahlungen ab diesem Zeit-
punkt  nicht  mehr  im  EEG  begründet  waren  und  dort  auch  nicht  mehr  genannt 
wurden.58

86 Beide Anspruchsgrundlagen für die finanzielle Kompensation eignen sich zudem nicht 
dazu, den durchschnittlichen anzulegenden Wert aus den drei dem Gebotstermin vor-
angegangenen Kalenderjahren zu bestimmen. Als reine Entschädigungen für eine ent-
gangene Vergütung dient sie einem anderen Zweck als der anzulegende Wert, der Be-
rechnungsgrundlage der Marktprämie ist. 

2.3.3 Boni

87 Boni, die in den drei dem Gebotstermin vorangegangenen Kalenderjahren ausgezahlt 
wurden, sind als geleistete Zahlungen sowie als Teil des anzulegenden Werts bei der 
Berechnung nach § 39g Abs. 6 EEG 2023 zu berücksichtigen. Unter den Begriff der Boni 
fallen die Zahlungserhöhungen nach § 8 Abs. 2, Abs. 3, Abs. 4 EEG 2004, nach § 27 Abs. 4, 
Abs. 5  sowie  § 66  Abs. 1  Nr. 4a  EEG 2009  und  nach  § 27  Abs. 2  EEG 2012.  Vor  dem 
EEG 2004 und ab dem EEG 2014 waren keine Boni im EEG geregelt.

88 Anders als  die Flexibilitätszahlungen und die finanziellen Kompensationen für eine 
entgangene Einspeisung sind die Boni sowohl bei der Berechnung der Einspeisevergü-
tung als auch der Marktprämie Teil des anzulegenden Wertes. Da es Ziel des Gesetzge-
bers ist, den Durchschnitt des anzulegenden Wertes in den drei dem Gebotstermin vor-
angegangenen Kalenderjahren zu berechnen, müssen die Boni in der Berechnung be-
rücksichtigt werden.

89 Bei der Einspeisevergütung für Anlagen, die vor Inkrafttreten des EEG 2014 in Betrieb 
genommen worden sind,  sind die  Boni  Bestandteil  der  gesetzlich vorgeschriebenen 
Vergütung. Die gesetzlich vorgeschriebene Vergütung wird als anzulegender Wert zur 
Berechnung der Einspeisevergütung herangezogen (vgl. Abschnitt 2.2.1). Der Umstand, 
dass die Boni die Vergütung selbst erhöhen, ergibt sich dabei schon aus dem Wortlaut 
der Vorschriften, die die Boni regeln. So legt beispielsweise § 27 Abs. 4 EEG 2009 fest, 
dass sich die „Vergütungen erhöhen“, wenn bestimmte Voraussetzungen erfüllt sind. 
Auch in § 27 Abs. 2 EEG 2012 findet sich die Formulierung „die Vergütung nach Absatz 1 
erhöht sich“ und in § 8 Abs. 2 EEG 2004 heißt es, dass sich die „Mindestvergütungen 
erhöhen“.

58 So im Ergebnis (keine Entschädigungen nach EnWG) auch Stellungnahmen des BDEW, S. 28, von C. A.R.M.E.N. 
e. V., S. 4 und B.KWK, S. 3.
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90 Bei Biomasseanlagen, die die Marktprämie erhalten und die unter dem EEG 2004 bis 
2012 in Betrieb genommen wurden, sind die Boni ebenfalls Bestandteil des anzulegen-
den Wertes.

91 Wie oben dargelegt (Rn. 14), bestimmt sich der anzulegende Wert bei diesen Biomasse-
anlagen, soweit sie unter den Fassungen des EEG 2004 und EEG 2009 in Betrieb genom-
men worden sind, nach der Vergütung in Cent pro Kilowattstunde, die für den direkt 
vermarkteten Strom bei der konkreten Anlage im Fall einer Vergütung nach den Vergü-
tungsbestimmungen des EEG in der für die jeweilige Anlage maßgeblichen Fassung tat-
sächlich in Anspruch genommen werden könnte. Da die Boni, soweit sie in Anspruch 
genommen werden können, Teil der Vergütung sind, sind sie nach dieser Definition 
auch Teil des anzulegenden Wertes.

92 Dies wird noch deutlicher, wenn man die Definition des anzulegenden Wertes für Bio-
masseanlagen mit einer Inbetriebnahme unter dem EEG 2012 betrachtet. Die Definition 
in § 33h Satz 1 EEG 2012 sieht vor, dass der anzulegende Wert die Höhe der Vergütung 
ist, die für die konkrete Anlage im Rahmen der Einspeisevergütung u. a. nach den §§ 23 
bis 33 EEG 2012 in Anspruch genommen werden könnte. Die einsatzstoffbezogene Zu-
satzvergütung nach § 27 Abs. 2 EEG 2012 ist von dem Verweis erfasst und damit aus-
drücklich Bestandteil der Vergütung und des anzulegenden Wertes. Das bestätigt die 
Gesetzesbegründung zur Legaldefinition des anzulegenden Wertes in § 33h EEG 2012:

„§ 33h definiert den anzulegenden Wert.  Er ist  Grundlage für die Berech-
nung der Marktprämie nach Nummer 1 der Anlage 4 zum EEG. Er entspricht 
im Ausgangspunkt der Höhe der festen Einspeisevergütung, also der Vergü-
tung nach § 16 nach Maßgabe der §§ 17 bis 33, also z. B. auch einschließlich 
aller Boni.“59

59 BT-Drs. 17/6071, S. 81, abrufbar unter  https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/eeg2012/material. Hervorhebun-
gen nicht im Original.
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2.4 Frage 3 und 460: Ermittlung und Anwendbarkeit des Referenzzeitraums61 

93 Für die Berechnung der in § 39g Abs. 6 EEG 2023 vorgesehenen Begrenzung ist auf die 
dem Gebotstermin unmittelbar vorangegangenen drei Kalenderjahre abzustellen.

94 Für bestehende Biomasseanlagen, die in einem oder mehreren der heranzuziehenden 
Kalenderjahre nicht durchgängig – z. B. nur in einzelnen Monaten – keine Vergütung 
nach dem EEG erhalten haben, ist ebenfalls auf die drei dem Gebotstermin unmittelbar 
vorangehenden Kalenderjahre abzustellen (vgl. Abschnitt  2.4.4). Dies betrifft u. a. die 
Fälle, in denen zeitweise der von der Anlage erzeugte Strom entweder für die Eigenver-
sorgung eingesetzt wurde, eine Stromerzeugung aufgrund eines Ausfalls der Anlage 
nicht möglich war, die Erzeugung der Anlage nach §§ 13, 13a EnWG angepasst wurde 
oder  der  erzeugte  Strom  im  Wege  der  sonstigen  Direktvermarktung  nach  § 21a 
EEG 2023 veräußert wurde (vgl. Abschnitt 2.4.2).

95 In Fällen, in denen eine bestehende Biomasseanlage aufgrund dessen in einem oder 
zwei der heranzuziehenden Kalenderjahre überhaupt keine Vergütung nach dem EEG 
erhalten hat, wird der nach § 39g Abs. 6 EEG 2023 zu bildende Durchschnitt auf Grund-
lage des Kalenderjahres bzw. der Kalenderjahre gebildet, in denen Strom vergütet wur-
de. Die ermittelten Durchschnittswerte werden addiert und durch die Anzahl der Jahre, 
in denen Strom nach dem EEG vergütet wurde, dividiert (vgl. Abschnitt 2.4.5.1). Ist in 
keinem der zugrunde zu legenden Kalenderjahre eine Vergütung nach dem EEG er-
folgt, greift die in § 39g Abs. 6 EEG 2023 vorgesehene Begrenzung nicht (vgl. Abschnitt 
2.4.5.2).  Hingegen sind keine fiktiven Werte anzusetzen für Kalenderjahre, in denen 
keine Vergütung gezahlt wurde (vgl. Rn. 136).

2.4.1 Problemaufriss

96 In der Praxis sind nicht nur Anwendungsfragen zu der in § 39g Abs. 6 EEG 2023 vorge-
sehenen Berechnung des für ein Kalenderjahr durchschnittlichen anzulegenden Wer-
tes (vgl. dazu oben Abschnitt 2.2) entstanden, sondern auch bzgl. der für den Referenz-
zeitraum zu berücksichtigenden Kalenderjahre.  Die Anlagenbetreibenden verweisen 
auf  außerordentliche  wirtschaftliche  Belastungen  und  Ungleichbehandlung  für  Be-

60 Aus  Gründen  der  Systematik  und  Übersichtlichkeit  wird  die  Frage  4  des  Einleitungsbeschlusses  vom 
04.03.2025 in die Beantwortung der Frage 3 miteinbezogen. 

61 Abweichend vom Wortlaut der Fragen 3 und 4 des Hinweisbeschlusses vom 04.03.2025 stellt die nachfolgende 
Beantwortung nicht auf die (zeitweise) fehlende Erzeugung bzw. Einspeisung in das Netz der allgemeinen Ver-
sorgung im Referenzzeitraum ab. Entscheidendes Kriterium ist vielmehr, ob die bestehenden Biomasseanlagen 
eine Vergütung nach dem EEG erhalten haben, da nur so alle Anwendungsfälle erfasst werden (vgl. dazu unten 
Rn. 2.4.2). 
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standsanlagen, wenn sie in einem oder mehreren der zugrunde liegenden Kalenderjah-
re nur (zeitweise) EEG-Vergütung (Einspeisevergütung oder Marktprämie) erhalten ha-
ben. Die Begrenzung falle bei Berücksichtigung solcher Zeiten unverhältnismäßig aus. 
Diese Frage verschärft sich für Bestandsanlagen, die im Referenzzeitraum überhaupt 
keine  EEG-Vergütung  erhalten  haben.  Trotz  Zuschlagserteilung  gemäß  § 39g  Abs. 1 
EEG 2023 könnte – abhängig von der Auslegung des § 39g Abs. 6 EEG 2023 – für solche 
bestehenden Biomasseanlagen der anzulegende Wert auf null herabgesetzt werden.

97 Vor diesem Hintergrund stellt sich die Frage, ob § 39g Abs. 6 EEG 2023 lediglich voraus-
setzt, dass die Kalenderjahre zeitlich vor dem Gebotstermin liegen oder ob zwingend 
die dem Gebotstermin unmittelbar vorangehenden Kalenderjahre maßgeblich sind. Zu-
dem ist zu klären, wie mit Fällen umzugehen ist, in denen (zeitweise) in einzelnen oder 
allen der zu berücksichtigenden Kalenderjahre kein Strom erzeugt bzw. nicht in das 
Netz der allgemeinen Versorgung eingespeist oder keine EEG-Vergütung gezahlt wurde.

2.4.2 Anwendungsfälle

98 Zu den geschilderten Anwendungsfragen kann es kommen, wenn die bestehende Bio-
masseanlage entweder unterjährig zeitweise oder ganzjährig in einem, zwei oder allen 
drei Jahren des Referenzzeitraumes keinen Strom erzeugt hat. Ursache hierfür kann 
u. a. der Ausfall oder eine technische Störung der Anlage sein.

99 Gleichermaßen betroffen sind bestehende Biomasseanlagen, in denen unterjährig zeit-
weise oder ganzjährig in einem, zwei bzw. allen drei Jahren zwar Strom erzeugt, aber 
nicht in das Netz der allgemeinen Versorgung eingespeist wurde.  Die Ursache dafür 
kann ein Selbstverbrauch oder die Belieferung von Dritten sein (sog. Nachbarbeliefe-
rung gemäß § 21b Abs. 4 Nr. 2 EEG 2023).62

100 Ebenso werden auch Fälle erfasst,  in denen keine Vergütung nach dem EEG erfolgt, 
weil die bestehende Biomasseanlage zur Erzeugungsanpassung nach §§ 13, 13a EnWG 
abgeregelt  wurde und deshalb kein Strom in das Netz eingespeist wurde  (vgl.  dazu 
oben Abschnitt 2.3.2).

62 Die noch im EEG 2021 enthaltene Legaldefinition der Eigenversorgung galt im Zusammenhang mit der EEG-
Umlage und dem Eigenversorgungverbot (§ 27a EEG 2021). Die „Eigenversorgung“ war noch im EEG 2021 ge-
setzlich definiert als „der Verbrauch von Strom, den eine natürliche oder juristische Person im unmittelbaren 
räumlichen Zusammenhang mit der Stromerzeugungsanlage selbst verbraucht, wenn der Strom nicht durch ein 
Netz durchgeleitet wird und diese Person die Stromerzeugungsanlage selbst betreibt“, vgl. § 3 Nr. 19 EEG 2021. 
Im EEG 2023 findet sich eine entsprechende Definition nicht mehr, da die Definition der Eigenversorgung im 
Zusammenhang mit der EEG-Umlage stand, die mit dem Inkrafttreten des EEG 2023 abgeschafft wurde.
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101 Ursächlich für die fehlende Vergütung nach dem EEG kann auch die Veräußerung des 
Stroms im Wege der  sonstigen Direktvermarktung gemäß § 21a EEG 2023 bzw. der 
entsprechenden Vorschriften sein.

102 Was unter sonstiger Direktvermarktung verstanden wird, ist in § 3 Nr. 16 EEG 2023 ge-
setzlich definiert:

„Direktvermarktung“ die Veräußerung von Strom aus erneuerbaren Energi-
en oder aus Grubengas an Dritte, es sei denn, der Strom wird in unmittelba-
rer  räumlicher  Nähe  zur  Anlage  verbraucht  und  nicht  durch  ein  Netz 
durchgeleitet“.

103 § 21a  EEG 2023 stellt  klar,  dass  den Anlagenbetreibenden das  Recht  zusteht,  den in 
ihren Anlagen erzeugten Strom ohne Inanspruchnahme einer Zahlung nach § 19 Abs. 1 
EEG 2023 direkt zu vermarkten. Diese sonstige Direktvermarktung zählt zu den inzwi-
schen vier im EEG 2023 vorgesehenen Vermarktungsformen für Strom aus erneuerba-
ren Energien. Sie erfasst jede Form der freihändigen Vermarktung, also jede Veräuße-
rung  des  Stroms  an  Dritte,  die  den  Strom  selbst  verbrauchen  oder  ihrerseits 
weiterveräußern.63

104 Die sonstige Direktvermarktung war auch nach den Vorgängerfassungen des EEG als 
zulässige Vermarktungsform möglich. Die frühen Fassungen des EEG (EEG 2000 und 
EEG 2004) enthielten zwar noch keine Regelungen zur Direktvermarktung. Anlagenbe-
treibenden war es jedoch nicht verwehrt, den in ihren Anlagen erzeugten Strom außer-
halb des EEG-Fördersystems unmittelbar an Dritte zu veräußern.64 Mit dem EEG 2009 
wurden erstmals konkrete gesetzliche Regelungen zur Direktvermarktung aufgenom-
men (vgl. § 17 EEG 2009). In den nachfolgenden Fassungen des EEG wurde die Direkt-
vermarktung als Vermarktungsform weiter vorausgesetzt,  ohne bereits  ausdrücklich 
definiert zu sein (vgl. für die sonstige Direktvermarktung § 33b Nr. 3 EEG 2012 und § 20 
Abs. 1 Nr. 2 EEG 2014). Mit dem EEG 2017 wurde die Direktvermarktung in § 3 EEG 2017, 
der die Begriffsbestimmungen festlegt, aufgenommen (vgl. dort Nr. 16). Diese Systema-
tik wurde im EEG 2021 fortgeführt und findet sich inhaltsgleich im EEG 2023 wieder 
(§ 3 Nr. 16 i. V. m. § 21a EEG 2023).

63 BT-Drs. 18/8832, S. 197, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/gesetz/3253/material.
64 Lehnert, ZUR 2012, 4; so auch: Altrock/Oschmann, in: Altrock/Oschmann/Theobald (Hrsg.), EEG Kommentar, 

3. Aufl. 2011, § 17 Rn.  7, die klarstellend darauf hinweisen, dass mit der EEG-Novelle 2009 die Direktvermark-
tung nicht eingeführt, sondern ihre Bedingungen geregelt wurden.
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105 Vor diesem  gesetzessystematischen Hintergrund ist für die Anwendbarkeit des § 39g 
EEG 2023 maßgeblich, dass die Vorschrift nicht an den tatsächlichen Bezug von EEG-
Zahlungen  anknüpft,  sondern  allein  an  das  Bestehen eines  Zahlungsanspruchs.  Als 
Sonderregelung zu § 22 Abs. 4 Satz 2 EEG 2023 macht § 39g Abs. 1 EEG 2023 für die För-
derung bestehender Biomasseanlagen nicht zur Voraussetzung, dass die bestehenden 
Biomasseanlagen in der Vergangenheit durchgängig Zahlungen nach dem EEG erhalten 
haben. Der Anknüpfungspunkt für die in Absatz 1 enthaltene Definition für „bestehen-
de Biomasseanlagen“ ist ein zeitlicher. An der Ausschreibung teilnehmen können Anla-
gen, wenn sie

„erstmals vor dem 1. Januar 2017 ausschließlich mit Biomasse im Sinn der 
Biomasseverordnung in der für die Inbetriebnahme maßgeblichen Fassung 
in Betrieb genommen worden sind (bestehende Biomasseanlagen)“.

106 Weiter wird zur Voraussetzung gemacht, dass 

„der bisherige Zahlungsanspruch für Strom aus dieser Anlage nach dem Er-
neuerbare-Energien-Gesetz  in  der  für  die  Anlage  maßgeblichen  Fassung 
zum Zeitpunkt der Ausschreibung nur noch für höchstens fünf Jahre“65

bestehen darf. 

107 Die Vorschrift stellt mithin allein darauf ab, ob ein „Zahlungsanspruch“ (noch) besteht. 
Dieser entsteht – sofern die Fördervoraussetzungen eingehalten werden – mit der Inbe-
triebnahme66 der Anlage für den gesamten Förderzeitraum von 20 Jahren zzgl. des In-
betriebnahmejahrs67.  Er  existiert  unabhängig  davon,  ob  auch Zahlungen nach  dem 
EEG68 in Anspruch genommen wurden oder werden.69 Das verdeutlicht sich anhand 
der im Gesetz vorgesehenen Systematik, die den Anlagenbetreibenden das Recht ein-

65 Bis zum Inkrafttreten des Gesetzes zur Änderung des Erneuerbare-Energien-Gesetzes zur Flexibilisierung von 
Biogasanlagen und Sicherung der Anschlussförderung vom 21.02.2025, BGBl. 2025 I Nr. 52, abrufbar hier 
https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/gesetz/7053, war  Voraussetzung,  dass  der  bisherige  Zahlungsanspruch 
noch für höchstens 8 Jahre besteht. 

66 Vgl. § 3 Nr. 30 EEG 2023.

67 Für bestehende Biomasseanlagen beträgt der Vergütungsanspruch 20 Jahre zuzüglich des Jahres, in der die In-
betriebnahme erfolgt ist (§ 9 Abs. 1 Satz 1 EEG 2000, § 12 Abs. 3 S. 1 EEG 2004 § 21 Abs. 2 Satz 1 EEG 2009, 
§ 21 Abs. 2 Satz 1 EEG 2012, § 22 S. 1 EEG 2014, § 25 EEG 2017, § 25 EEG 2021, § 25 EEG 2023). 

68 Allein für die Berechnung der Begrenzung ist auf die EEG-Vergütung in der Vergangenheit abzustellen; vgl. dazu 
oben Abschnitt 2.2.

69 So auch: Hoffmann/v. Bredow, NuR 2018, 228, 232.
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räumt, zwischen den einzelnen Vermarktungsformen während des Förderzeitraums zu 
wechseln.70 Dementsprechend setzt § 39g Abs. 1 EEG 2023 nicht voraus, dass der Anla-
genbetreibende Zahlungen nach dem EEG erhalten hat. Etwas anderes ergibt sich auch 
nicht aus der Gesetzesbegründung: 

„Die Möglichkeit nach § 39f, an Ausschreibungen teilzunehmen, wurde ins 
EEG 2016 aufgenommen, weil bei einigen Biomasse-Bestandsanlagen ein Be-
dürfnis nach einer Zahlungsperspektive über die zwanzigjährige Zahlungs-
dauer nach § 25 EEG 2016[7] hinaus besteht.  Biomasseanlagen haben teil-
weise Investitionsbedarf deutlich vor Ablauf der zwanzigjährigen Zahlungs-
dauer, z. B. weil Anlagenkomponenten erneuert werden müssen. Um diese 
Investitionen fremdfinanzieren zu können, besteht das Bedürfnis nach ei-
nem verlängerten Zahlungsanspruch, aus dem die Finanzierung amortisiert 
werden kann.“71

108 Sinn und Zweck der Regelung ist es daher, den Anlagenbetreibenden über den Vergü-
tungszeitraum hinaus eine finanzielle Perspektive für den Weiterbetrieb der Anlage zu 
geben.72 Entscheidend dafür ist  nicht die konkrete Art der bisherigen Finanzierung, 
sondern das fortbestehende Bedürfnis nach einer verlässlichen wirtschaftlichen Per-
spektive für den Anlagenbetrieb.

2.4.3 Grundregel: Dem Gebotstermin unmittelbar vorangegangene drei Kalenderjahre

109 Für die Berechnung der Förderbegrenzung bestehender Biomasseanlagen sind nach 
§ 39g Abs. 6 EEG 2023 die drei Kalenderjahre, die dem Gebotstermin unmittelbar voran-
gehen, zugrunde zu legen. Das bedeutet: Hat der Gebotstermin im Jahr 2023 stattgefun-
den,  ist  für  die  Berechnung der  für  die  Jahre 2022,  2021 und 2020 zu ermittelnde 
Durchschnitt des anzulegenden Wertes für diese Jahre zugrunde zu legen.

70 Vgl. § 21b EEG 2023, § 21 EEG 2021, § 20 EEG 2014, § 33d EEG 2012, § 17 Abs. 1 EEG 2009; auch nach dem 
EEG 2004 und EEG 2000 war ein Wechsel zulässig wie sich aus BT-Drs. 16/8148, S. 49 ergibt, abrufbar unter 
https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/gesetz/933. 

71 BT-Drs. 18/8860, S. 223, abrufbar unter  https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/gesetz/3253/material. Ersetzun-
gen in eckigen Klammern nicht im Original.

72 Martel/Meyer, in:  Säcker/Steffens  (Hrsg.),  Berliner  Kommentar  zum Energierecht,  5. Aufl.  2022,  EEG 2021, 
§ 39g Rn.  3; Vollprecht/Altrock, EnWZ 2016, 387, 392.
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110 In § 39g Abs. 1 Satz 1 EEG 2023 heißt es: 

„wobei der Durchschnitt der drei dem Gebotstermin vorangegangenen Ka-
lenderjahre maßgeblich ist“. 

111 Aus dem Wortlaut ergibt sich mithin, dass nicht auf beliebige Kalenderjahre, die dem 
Gebotstermin bloß zeitlich vorangegangen sein müssen,  abzustellen ist.  Andernfalls 
hätte der Gesetzgeber formuliert: „wobei der Durchschnitt von drei dem Gebotstermin 
vorangegangenen Kalenderjahren maßgeblich ist“. Bei Verwendung einer solchen For-
mulierung wären die in Bezug genommenen Kalenderjahre nicht näher bestimmt. Das 
Wort „der“ hingegen konkretisiert den Zeitraum auf die unmittelbar vorangegangenen 
drei Kalenderjahre.

112 Aus Satz 2 der Vorschriften ergibt sich nichts anderes. Dort heißt es zwar, dass „für je-
des der drei Jahre“ der Quotient aus den für die Anlage „geleisteten Zahlungen“ und 
der „im jeweiligen Jahr insgesamt vergüteten Strommengen“ zu bilden ist. Die Verwen-
dung der Begrifflichkeit „Jahre“, anstatt „Kalenderjahre“, ist jedoch unschädlich.73 Der 
Begriff „Jahre“ ist im unmittelbarem Regelungszusammenhang mit Satz 1 zu sehen und 
nimmt auf den dort definierten Zeitraum „Kalenderjahr“ Bezug.74

113 Die  Gesetzesbegründung bestätigt, dass der Gesetzgeber auf die drei dem Gebotster-
min  konkret  vorangegangenen  Jahre  abstellen  wollte,  wenn  auch  dort  ausgeführt 
wird: 

„Dabei ist auf den Durchschnitt der drei Kalenderjahre abzustellen, die der 
jeweiligen Ausschreibung vorangegangen sind.“75 

114 Diese Begründung deckt sich weitestgehend mit dem Wortlaut der Vorschrift.

115 Auch Sinn und Zweck der Regelung gebieten es, auf die dem Gebotstermin unmittel-
bar vorangehenden drei Kalenderjahre abzustellen. Denn mit der Regelung hat der Ge-

73 So hat die Clearingstelle bereits ausgeführt: „Mit dem ‚Kalenderjahr‘ ist ein fester einheitlicher Zeitraum (vom 
01.01.  bis  zum  31.12.  jeden  Jahres)  gemeint.“,  vgl.  Clearingstelle,  Hinweis  2009/13,  abrufbar  unter 
https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/hinwv/2009/13, S. 8 f. Siehe auch  Bundesministerium für Justiz und Ver-
braucherschutz,  Handbuch  der  Rechtsförmlichkeit,  4. Aufl. 2024,  S.   107,  abrufbar  hier 
https://hdr4.bmj.de/Webs/HDR/SharedDocs/Downloads/handbuch-der-rechtsfoermlichkeit.html?nn=167.640,  zu-
letzt abgerufen am 12.02.2026.

74 So auch: Stellungnahme des BDEW, S. 30.

75 BT-Drs. 18/8860, S. 225, abrufbar unter  https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/gesetz/3253/material. Hervorhe-
bung nicht im Original. 
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setzgeber beabsichtigt, eine Besserstellung der bestehenden Biomasseanlagen im Ver-
gleich zum ersten Vergütungszeitraum zu verhindern: 

„Im Gegenzug darf aber die Vergütung nicht über das bisherige Vergütungs-
niveau der Anlage steigen, da dies dem Grundsatz der Kosteneffizienz entge-
genstünde. Im Gegenteil wird erwartet, dass eine Verlängerung des zwanzig-
jährigen Vergütungszeitraums für Bestandsanlagen mit einer Senkung von 
deren durchschnittlicher Vergütung, auch schon vor Ablauf der 20 Jahre, 
einhergeht.“76

Damit soll dem Prinzip der Kosteneffizienz entsprochen werden.77 Diesem Prinzip wi-
derspräche es, wenn Anlagenbetreibende die Kalenderjahre wählen könnten, bei deren 
Berücksichtigung die Begrenzung möglichst gering ausfällt und mithin die Gefahr der 
„Rosinenpickerei“ bestünde. 

116 Zwar kann es angesichts dessen, dass einzelne bestehende Biomasseanlagen in einem 
oder mehreren der drei dem Gebotstermin vorangehenden Kalenderjahre keine EEG-
Vergütung erhalten haben, sachgerecht erscheinen, auch weiter zurückliegende Zeit-
räume heranzuziehen.78 Gleichwohl gebietet der Gleichbehandlungsgrundsatz die Fest-
legung eines einheitlichen Referenzzeitraums für alle bestehenden Biomasseanlagen. 
Andernfalls könnte es auch bestehenden Biomasseanlagen, die in allen drei vorange-
henden Kalenderjahren eine Vergütung nach dem EEG erhalten haben, nicht versagt 
werden,  ebenfalls  weiter  zurückliegende Kalenderjahre  mit  höheren durchschnittli-
chen anzulegenden Werten als Bezugsjahre zu wählen. Es bestünde die naheliegende 
Gefahr einer selektiven Auswahl solcher Jahre, in denen der durchschnittlich anzule-
gende Wert besonders hoch ausfällt.  Eine solche Vorgehensweise liefe dem Zweck der 
Vorschrift zuwider, eine Besserstellung aller bestehender Biomasseanlagen gegenüber 
dem ersten Vergütungszeitraum auszuschließen.

117 Zudem ist es dem Gesetzgeber grundsätzlich nicht verwehrt, zur Regelung bestimmter 
Sachverhalte Stichtage einzuführen, auch wenn jeder Stichtag unvermeidliche Härten 

76 Gesetzesbegründung zur EEG Novelle 2017, BT-Drs. 18/8860, S. 225, abrufbar unter https://www.clearingstelle-
eeg-kwkg.de/gesetz/3253/material; so auch: Sänger/Martel, in: Säcker (Hrsg.), Berliner Kommentar zum Energie-
recht, 4. Aufl. 2018, EEG § 39f Rn.  18; Bauer, in: Greb/Boewe/Sieberg (Hrsg.), BeckOK EEG, 17. Ed. (Stand: 
01.05.2025) § 39g Rn.  79; Salje, EEG Kommentar, 10. Aufl. 2023, § 39g Rn.  1.

77 BT-Drs. 18/8860, S. 225, abrufbar unter:  https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/gesetz/3253/material; so auch: 
Günther/Strauß, in: Baumann/Gabler/Günther (Hrsg.), EEG, 1. Aufl. 2019, § 39f Rn.  19.

78 So: Stellungnahme des Fachverbandes Biogas, S. 25; Stellungnahme des BEE, S. 20; Stellungnahme des LEE, 
S. 24, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/hinwv/2025/4-VI.
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mit sich bringt. Deren Einführung und die Wahl des Zeitpunktes müssen sich jedoch 
am gegebenen Sachverhalt orientieren und damit sachlich vertretbar sein.79 Angesichts 
der Vielgestaltigkeit der möglichen Konstellationen kann diesen nicht vollständig Rech-
nung getragen werden; dem kann grundsätzlich nur durch die Festlegung eines ein-
heitlichen Stichtages sachgerecht begegnet werden.

2.4.4 Zeitweise keine EEG-Vergütung innerhalb eines Kalenderjahres

118 Bei bestehenden Biomasseanlagen, die in einem oder mehreren der heranzuziehenden 
Kalenderjahre nicht durchgängig eine Vergütung nach dem EEG erhalten haben, bleibt 
es bei der oben erläuterten Grundregel (vgl. oben Abschnitt  2.4.3). Es  ist auf die drei 
dem Gebotstermin unmittelbar vorangehenden Kalenderjahre abzustellen.

119 Auf den für das jeweilige Kalenderjahr zu bildenden jährlichen Durchschnittswert hat 
eine verminderte Erzeugung oder Einspeisung in das Netz der allgemeinen Versorgung 
bzw. eine nur zeitweise Vergütung nach dem EEG im Laufe eines Kalenderjahres keine 
Auswirkung. Die Verringerung der Stromerzeugung bildet sich sowohl im Zähler (ge-
leistete Zahlungen) als auch im Nenner (vergütete Strommengen) der vorzunehmen-
den Durchschnittsberechnung ab. Der entsprechend Satz 2 des § 39g Abs. 6 EEG 2023 zu 
berechnende Quotient verändert sich der Höhe nach nicht.

2.4.5 Keine EEG-Vergütung in einem, zwei oder allen drei Kalenderjahr(en)

120 Es muss danach unterschieden werden, ob die bestehende Biomasseanlage innerhalb 
des Dreijahreszeitraums in einem, in zwei oder in allen dreien Kalenderjahr(en) keine 
Förderung nach dem EEG erhalten hat.

2.4.5.1 Keine EEG-Vergütung in einem oder zwei der drei dem Gebotstermin vorangegangenen Ka-
lenderjahren

121 Hat die bestehende Biomasseanlage durchgängig in einem oder zwei der drei heranzu-
ziehenden Kalenderjahre keine Zahlungen nach dem EEG erhalten, so ist dieses Kalen-
derjahr bzw. sind diese Kalenderjahre nicht in die Berechnung nach § 39g Abs. 6 Satz 2 
EEG 2023 miteinzubeziehen.

122 In diesen Fällen kann der durchschnittliche anzulegende Wert nur für das Kalender-
jahr bzw. die Kalenderjahre gebildet werden, in denen die bestehende Biomasseanlage 
auch Zahlungen nach dem EEG erhalten hat. Entsprechend ist die Summe der für die 

79 BVerfG, Beschl. v. 12.05.2009 – 2BvL 1/00, abrufbar unter: 
https://www.bundesverfassungsgericht.de/DE/Home/home_node.html. 
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Kalenderjahre mit EEG-Vergütung gebildeten Durchschnittswerte auch nur durch die 
Anzahl dieser Kalenderjahre zu teilen. Hat also zum Beispiel eine bestehende Biomas-
seanlage in einem der drei Kalenderjahre vor dem Gebotstermin keinen Strom erzeugt 
bzw. eingespeist, sind die Durchschnittswerte der anderen beiden Kalenderjahre zu ad-
dieren und die Summe durch zwei zu teilen. Diese Vorgehensweise erklärt sich vor fol-
gendem Hintergrund: 

123 Der Wortlaut des 1. Halbsatzes des § 39 Abs. 6 Satz 1 EEG 2023 gibt allgemein gehalten 
vor, in welcher Weise der Gesetzgeber die Höhe der Förderung für bestehende Biomas-
seanlagen begrenzen wollte. Vorgesehen ist, dass der anzulegende Wert für bestehende 
Biomasseanlagen 

„unabhängig von ihrem Zuschlagswert der Höhe nach begrenzt [wird] auf 
die durchschnittliche Höhe des anzulegenden Werts für den in der jeweili-
gen Anlage erzeugten Strom in Cent pro Kilowattstunde nach dem Erneuer-
bare-Energien-Gesetz in der für die Anlage bisher maßgeblichen Fassung.“80

124 In der Gesetzesbegründung findet sich kein ausdrücklicher Hinweis, warum für die Be-
rechnung der Begrenzung ein Mehrjahresbezug gewählt wurde. Gleichwohl kann – die 
Wirkung dieser Regelung berücksichtigend – angenommen werden, dass damit Zufalls-
schwankungen ausgeglichen werden sollen, die auf außergewöhnliche, nur vorüberge-
hend auftretende Umstände zurückzuführen sind. Die Verwendung einer über mehre-
re Jahre ermittelten Bezugsgröße bildet die tatsächlichen Verhältnisse regelmäßig ver-
lässlicher ab als die alleinige Heranziehung eines einzelnen Kalenderjahres und ge-
währleistet auf diese Weise eine gleichmäßigere sowie gerechtere Behandlung der von 
der Regelung Betroffenen.

125 Während der erste Halbsatz der Vorschrift allgemein auf 

„die durchschnittliche Höhe des anzulegenden Wertes … in der für die Anla-
ge bisher maßgeblichen Fassung“81 

abstellt, konkretisiert der zweite Halbsatz, dass 

80 Ergänzung nicht im Original.

81 Auslassung nicht im Original. 
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„der Durchschnitt der drei dem Gebotstermin vorangegangenen Kalender-
jahre maßgeblich ist“.

126 Die Gesetzesbegründung enthält keine Hinweise darauf, weshalb gerade auf  drei der 
vorangegangenen Jahre  abzustellen ist.  Im weiteren engen inhaltlichen Zusammen-
hang weist der Gesetzgeber jedoch auf den besonderen Aufwand hin, den die Berech-
nung der Begrenzung mit sich bringt.82 Deshalb kann angenommen werden, dass durch 
die Wahl des Dreijahreszeitraums der Aufwand begrenzt werden sollte und ein Zeit-
raum von drei Jahren als ausreichend erachtet wurde, um Schwankungen in den ein-
zelnen Jahren auszugleichen.83

127 Satz 2 der Vorschrift verdeutlicht, dass der Gesetzgeber unberücksichtigt gelassen hat, 
dass es durchaus möglich ist, dass die bestehende Biomasseanlage in allen, mehreren 
oder einzelnen dieser Jahre keine Vergütung nach dem EEG erhalten hat. Das zeigt sich 
daran, dass für die einzelnen Kalenderjahre der Quotient aus den „geleisteten Zahlun-
gen“ und der  „im jeweiligen Jahr insgesamt vergüteten Strommenge“ errechnet wer-
den soll.84

128 Bereits diese Vorgaben legen nahe, dass nur solche Kalenderjahre für die Berechnung 
der Begrenzung heranzuziehen sind, in denen die bestehende Biomasseanlage auch 
Strom erzeugt, in das Netz der allgemeinen Versorgung eingespeist und Zahlungen ent-
weder in Form der Einspeisevergütung oder Marktprämie erhalten hat. Das wird durch 
die Gesetzesbegründung gestützt, in der es heißt: 

 „Nach Satz 2 Halbsatz 1 sind für die Ermittlung des Durchschnitts für jedes 
der drei Jahre der Quotient  aus allen für die Anlage geleisteten Zahlun-
gen und der im jeweiligen Jahr insgesamt vergüteten Strommenge zu-
grunde zu legen. Um den Aufwand gering zu halten, empfiehlt es sich für 
den Netzbetreiber, dabei auf die betreffenden EEG-Jahresendabrechnungen 
abzustellen.“85 

82 Vgl. BT-Drs. 18/8860, S. 225, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/gesetz/3253/material.
83 Vgl. zur Zulässigkeit von Stichtagsregelungen: BVerfG, Beschl. . v. 12.05.2009 – 2BvL 1/00, abrufbar unter:

https://www.bundesverfassungsgericht.de/DE/Home/home_node.html, vgl. dazu auch oben Rn. 116.
84 Mit der Änderung durch das EEG 2021 wurde ergänzend klargestellt, dass auf die „geleisteten Zahlungen, die 

aufgrund des Erneuerbaren-Energien-Gesetzes oder einer aufgrund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverord-
nung“ abzustellen ist. 

85 BT-Drs. 18/8860, S. 255, abrufbar unter  https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/gesetz/3253/material. Hervorhe-
bungen nicht im Original. 
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129 Nicht nur der Hinweis auf die „geleisteten Zahlungen“ und „vergüteten Strommengen“, 
sondern auch der Verweis auf die Zahlen aus den EEG-Jahresendabrechnungen ver-
deutlicht, dass der Gesetzgeber davon ausgegangen ist, dass nur solche Jahre des maß-
geblichen Dreijahreszeitraums in die Berechnung einzubeziehen sind, für die ein ent-
sprechender Durchschnittswert errechnet werden kann. Würden auch Kalenderjahre 
ohne EEG-Vergütung in die Berechnung der Begrenzung einbezogen, würde der mit der 
Festlegung des Dreijahreszeitraums verfolgte Zweck – der Ausgleich von Schwankun-
gen – konterkariert.

130 Weiter ist zu berücksichtigen, dass, wenn in einem Kalenderjahr kein Strom aufgrund 
des EEG oder nach einer aufgrund des EEG erlassenen Rechtsverordnung vergütet wur-
de, der Nenner (sowie auch der Zähler) der vorzunehmenden Berechnung (vgl. oben 
Abschnitt 2.2) null wäre. Dies widerspricht der aus der Definition der Division folgen-
den Regel, wonach der Wert des Nenners nicht null sein kann. Schließlich beschreibt 
die Division die Aufteilung einer Größe in eine bestimmte Anzahl gleich großer Teile.86 
Ist diese Anzahl Null ist eine Aufteilung nicht möglich. Das Ergebnis wäre Null. Es ist 
davon auszugehen, dass der Gesetzgeber keine mathematisch unmögliche Berechnung 
verlangen wollte.

131 Es ist  auch nicht  erkennbar,  dass  der  Gesetzgeber bestehende Biomasseanlagen be-
nachteiligen wollte, die in einzelnen Kalenderjahren keine EEG-Vergütung erhalten ha-
ben. Unabhängig davon, dass eine mathematisch unmögliche Rechnung verlangt wür-
de, wäre dies aber der Fall. Denn kann für ein Kalenderjahr kein durchschnittlich an-
zulegender Wert berechnet werden und dividiert man die für die verbleibenden zwei 
Kalenderjahre ermittelten durchschnittlich anzulegenden Werte durch drei, wird der 
Anlagenbetreibende im Vergleich zu solchen Anlagen, bei denen für alle drei Kalender-
jahre ein durchschnittlich anzulegender Wert ermittelt werden kann und die addierten 
Werte durch drei geteilt werden, unverhältnismäßig benachteiligt.

132 Dass eine durchgängig ausgezahlte EEG-Vergütung seit Inbetriebnahme keine Voraus-
setzung  ist,  ergibt  sich  –  wie  oben  (vgl.  oben  Rn. 105)  erläutert  –  aus  § 39g  Abs. 1 
EEG 2023. Dem Wortlaut des § 39g Abs. 6 Satz 2 EEG 2023 lässt sich entnehmen, dass der 
Gesetzgeber davon ausgegangen ist, dass der Divisor der Anzahl der Kalenderjahre ent-
sprechen soll, die bei der Bildung des Durchschnittswertes berücksichtigt werden. Dies 
ergibt sich daraus, dass die Vorschrift für den Regelfall anordnet, die durchschnittli-

86 Vgl. dazu auch Hoffmann/Bredow, NUR 2018, 231.
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chen anzulegenden Werte der  drei dem Gebotstermin vorangehenden Kalenderjahre 
zu addieren und durch drei zu teilen.

133 Daraus folgt, dass bei der in § 39g Abs. 6 Satz 2 EEG 2023 vorgesehenen abschließenden 
Division der Nenner entsprechend der Anzahl der Kalenderjahre anzupassen ist, für 
die  tatsächlich  ein  durchschnittlicher  anzulegender  Wert  ermittelt  werden  konnte, 
wenn nicht in allen drei maßgeblichen Kalenderjahren Strom erzeugt oder in das Netz 
der allgemeinen Versorgung eingespeist wurde.

134 Diese Auslegung wird durch den Sinn und Zweck der Regelung bestätigt. § 39g Abs. 6 
EEG dient einerseits der Begrenzung des Vergütungsniveaus aus Gründen der Kosten-
effizienz,  soll  andererseits  aber allen bestehenden Biomasseanlagen die Möglichkeit 
offenhalten,  über  den  regulären  20-jährigen  Vergütungszeitraum  hinaus  Zahlungen 
nach dem EEG zu erhalten. § 39g Abs. 1 EEG 2023 verdeutlicht zudem, dass eine konti-
nuierliche Vergütung nach dem EEG seit Inbetriebnahme keine Teilnahmevorausset-
zung für die Ausschreibung sein sollte.

135 Soweit Satz 2 des § 39g Abs. 6 EEG 2023 vorsieht, dass die addierten Durchschnittswerte 
durch drei zu teilen sind, liegt dem ersichtlich die Annahme zugrunde, dass für alle 
drei maßgeblichen Kalenderjahre ein Durchschnittswert gebildet werden kann. Fehlt 
es hieran, gebietet der gesetzgeberische Wille eine entsprechende Anpassung des Divi-
sors. In der Regel hat die Auslegung einer Vorschrift zwar innerhalb der Grenzen des 
möglichen Wortsinns zu erfolgen.87 Die hier vorgenommene Auslegung hält sich jedoch 
noch im Rahmen des rechtlich Zulässigen. Der Wille des Gesetzgebers und der Geset-
zeszweck rechtfertigen diese Auslegung.  Sie trägt dem Regelungsziel Rechnung, eine 
Besserstellung bestehender Biomasseanlagen gegenüber dem vorangehenden Vergü-
tungszeitraum zu verhindern, ohne zugleich einzelne Anlagen allein wegen fehlender 
Stromerzeugung oder Netzeinspeisung bzw. Direktvermarktung in der Vergangenheit 
schlechter zu stellen. Wenn – wie hier – verschiedene Auslegungsargumente miteinan-
der konkurrieren, sind diejenigen Argumente vorzuziehen, die zu einem möglichst ge-
rechten Ergebnis führen.88 

136 Mit dem Gesetzeszweck und gesetzgeberischem Willen ist es hingegen nicht vereinbar, 
für Kalenderjahre, in denen keine EEG-Vergütung erfolgt ist, fiktive Werte anzusetzen, 

87 Zippelius, Juristische Methodenlehre, 12. Aufl. 2021, § 10 IV, S. 47; Larenz/Canaris, Methodenlehre der Rechts-
wissenschaft, 3. Aufl. 1995, S. 141.

88 Zippelius, Juristische Methodenlehre, 12. Aufl. 2021, S. 47.
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um eine Division durch drei zu ermöglichen.89 Insofern wäre es zwar beispielsweise 
denkbar, dass die Anlagenbetreibenden den Netzbetreibenden im Fall der durchgängi-
gen  Eigenversorgung  in  einem  Kalenderjahr  nachweisen,  welche  Strommengen  er-
zeugt, aber nicht in das Netz der allgemeinen Versorgung eingespeist wurden.90 Auch 
im Fall der sonstigen Direktvermarktung könnten Anlagenbetreibende die vermarkte-
ten Strommengen gegenüber ihren Netzbetreibenden darlegen.

137 Für ein solches Vorgehen bietet der Wortlaut des § 39g Abs. 6 EEG 2023 jedoch keinen 
Anhaltspunkt. Auch der gesetzgeberische Wille trägt diese Auslegung nicht. Vielmehr 
ist der Gesetzgeber ersichtlich davon ausgegangen, dass zur Ermittlung der maßgebli-
chen  anzulegenden  Werte  auf  die  bei  den  Netzbetreibenden  vorhandenen  Abrech-
nungsdaten zurückgegriffen werden kann.  Dies ergibt  sich aus der Gesetzesbegrün-
dung91, nach der die Ermittlung bewusst den Netzbetreibenden zugewiesen wurde, da 
diesen die hierfür erforderlichen Daten – insbesondere die Jahresabrechnungen der 
Vorjahre – unmittelbar und rechtzeitig vorliegen. Die alternativ erwogene Ermittlung 
durch die Bundesnetzagentur wurde ausdrücklich verworfen, um einen erheblichen 
administrativen  Mehraufwand  und  Verzögerungen  bei  der  Zuschlagserteilung  zu 
vermeiden.

138 Sinn und Zweck der so getroffenen Regelung war es damit auch, den Vollzug für die 
Netzbetreibenden  praktikabel  auszugestalten  und  zusätzlichen  Erhebungs-  und  Be-
rechnungsaufwand zu vermeiden. Würde man verlangen, auch für Jahre ohne Netzein-
speisung fiktive oder rekonstruierte Werte zu ermitteln, müssten die Netzbetreibenden 
nicht nur zusätzliche Strommengen erfassen, sondern auf dieser Grundlage zunächst 
die anzulegenden Werte und sodann – wie von § 39g Abs. 6 EEG 2023 vorgegeben – die 
kalenderjährlichen Durchschnittswerte berechnen. Ein solcher Aufwand liefe der ge-
setzgeberischen Konzeption zuwider. Hinzu kommt, dass bestehende Biomasseanlagen, 
die  in  einem  Kalenderjahr  überhaupt  keinen  Strom  erzeugt  haben,  entsprechende 
Nachweise tatsächlicher Erzeugungsmengen von vornherein nicht erbringen könnten.

89 So  auch:  Schomerus/Neidig,  in:  Frenz/Müggenborg/Cosack/Ruttloff/Schomerus  (Hrsg.),  EEG  Kommentar, 
6. Aufl. 2025, § 39g Rn.  35.

90 So: Salje, EEG Kommentar, 10. Aufl. 2023, § 39g Rn.  40.

91 BT-Drs. 18/8860, S. 225, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/gesetz/3253/material.
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2.4.5.2 Keine EEG-Vergütung in allen drei dem Gebotstermin vorangegangenen Kalenderjahren

139 Hat eine bestehende Biomasseanlage in den maßgeblichen drei Kalenderjahren über-
haupt keine EEG-Vergütung erhalten, greift die in § 39g Abs. 6 EEG 2023 vorgesehene 
Begrenzung nicht.92

140 Bereits der Wortlaut des § 39 Abs. 6 Satz 1 EEG 2023, der für die Begrenzung ausdrück-
lich auf die „durchschnittliche Höhe des anzulegenden Werts für den in der jeweiligen 
Anlage erzeugten Strom“ abstellt, verdeutlicht, dass die Begrenzung in den hier in Rede 
stehenden Fällen keine Anwendung finden kann. Der tatbestandliche Anwendungsbe-
reich der Norm ist nicht eröffnet. 

141 Dieses Verständnis wird durch den Wortlaut des § 39g Abs. 6 Satz 2 EEG 2023 bestätigt. 
Als maßgebliche Bezugsgrößen werden dort die „geleisteten Zahlungen“ sowie die „ver-
gütete  Strommenge“ genannt.  Beide Größen setzen notwendig eine Vergütung nach 
dem EEG voraus und sind bei Anlagen ohne EEG-Vergütung nicht bestimmbar. Auch die 
Gesetzesbegründung macht deutlich, dass der Fall, dass im Dreijahreszeitraum keine 
Einspeisung erfolgt ist, nicht gesehen wurde. Durchgängig wird dort auf die Bezugsgrö-
ßen „erzeugte Strommenge“ und „geleistete Zahlungen“ abgestellt oder es ist die Rede 
vom „bisherigen Vergütungsniveau“.93

142 Diese Auslegung findet sich durch den Sinn und Zweck der Regelung bestätigt. § 39g 
Abs. 6 EEG 2023 dient einerseits der Begrenzung des Vergütungsniveaus.94 Aus Gründen 
der Kosteneffizienz soll andererseits aber allen bestehenden Biomasseanlagen die Mög-
lichkeit eröffnet werden, über den regulären 20-jährigen Vergütungszeitraum hinaus 
Zahlungen nach dem EEG zu erhalten.95 Durch die Vergütung entsprechend dem erteil-
ten Zuschlag wird eine verlässliche Perspektive für den Weiterbetrieb der Anlagen ge-
schaffen. Für die Erreichung dieses Regelungsziels ist es unerheblich, ob die Anlagen in 
der ersten Vergütungsperiode tatsächlich Zahlungen nach dem EEG erhalten haben. 
Umgekehrt ist eine Überförderung bereits deshalb ausgeschlossen, weil die betreffen-
den Anlagen im maßgeblichen Dreijahreszeitraum keine Förderung nach dem EEG er-
halten  haben.  Andernfalls  würde  es  zu  sachlich  nicht  gerechtfertigten  Ergebnissen 

92 So wohl auch:  Schomerus/Neidig, in: Frenz/Müggenborg/Cosack/Ruttloff/Schomerus (Hrsg.), EEG Kommentar, 
6. Aufl. 2025,  § 39g  Rn.  29;  zumindest  für  die  sonstige  Direktvermarktung  wohl  auch:  Stellungnahme des 
BDEW, S. 32.

93 Vgl. BT-Drs. 18/8860, S. 225, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/gesetz/3253/material.
94 So: BT-Drs. 18/8860, S. 225, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/gesetz/3253/material.
95 So: BT-Drs. 18/8860, S. 225, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/gesetz/3253/material.
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kommen. Die damit einhergehende Benachteiligung lässt sich am besten am Beispiel 
der sonstigen Direktvermarktung gemäß § 21a EEG 2023 verdeutlichen. Denn obwohl 
die Anlagenbetreibenden das unternehmerische Risiko der sonstigen Direktvermark-
tung ohne flankierende EEG-Förderung getragen und damit letztlich auch zum Ziel der 
fortschreitenden Marktintegration von Strom aus Erneuerbaren Energien beigetragen 
haben, würden die betreffenden Kalenderjahre gleichwohl mit einem Wert von null 
angesetzt.  Das  Ergebnis  der  Durchschnittsberechnung  wäre  ebenfalls  entsprechend 
null. Im Ergebnis würde das dazu führen, dass diese Anlagen nach Ablauf des ersten 
Vergütungszeitraums – trotz etwaiger Zuschlagserteilung – keine Zahlungen nach dem 
EEG mehr erhalten könnten. Dies liefe dem gesetzgeberischen Ziel zuwider, den Weit-
erbetrieb bestehender Biomasseanlagen finanziell abzusichern.

143 Das dagegen angeführte Argument, die Nichtanwendung der Begrenzung führe zu ei-
ner Ungleichbehandlung gegenüber Anlagen, die im maßgeblichen Zeitraum Strom er-
zeugt und eingespeist haben und für die die Begrenzung greift, überzeugt nicht. Eine 
Ungleichbehandlung würde voraussetzen, dass wesentlich Gleiches ungleich behandelt 
wird (Art. 3 Abs. 1 GG96). Daran fehlt es hier. Bestehende Biomasseanlagen, die im maß-
geblichen Dreijahreszeitraum keine EEG-Vergütung erhalten haben, befinden sich im 
Hinblick auf den Regelungsgegenstand des § 39g Abs. 6 EEG 2023 nicht in einer mit sol-
chen Anlagen, die Vergütungszeiträume in der Vergangenheit aufweisen, vergleichba-
ren Lage. Denn die Begrenzung dient nach ihrem Sinn und Zweck der Vermeidung ei-
ner Überförderung durch Anknüpfung an in der Vergangenheit geleistete Zahlungen 
nach dem EEG. Bei Anlagen ohne Einspeisung besteht ein solches Überförderungsrisiko 
von vornherein nicht. Die Nichtanwendung der Begrenzung ist daher sachlich gerecht-
fertigt und stellt keine Privilegierung dar. Sie folgt konsequent aus dem nicht eröffneten 
Anwendungsbereich des Absatzes 6. Die Auslegung orientiert sich damit auch an der 
Folgediskussion97,  um systemwidrige Ergebnisse zu vermeiden und das gesetzgeberi-
sche Ziel, den Weiterbetrieb bestehender Biomasseanlagen finanziell abzusichern, zu 
erreichen. 

144 Dem Einwand, dass solche bestehende Biomasseanlagen besser gestellt würden, kann 
entgegengehalten werden, dass es andernfalls diesen Anlagenbetreibenden verwehrt 

96 Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland (GG) in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnum-
mer 100 – 1, veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes vom 22.03.2025 
(BGBl. 2025 I Nr. 94).

97 Zippelius, Juristische Methodenlehre, 12. Aufl. 2021, S. 49;  Larenz/Canaris, Methodenlehre der Rechtswissen-
schaft, 3. Aufl. 1995, Kapitel 4, 2. d), S. 155.
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bliebe, ihr Betriebskonzept z. B. von der sonstigen Direktvermarktung auf die geförder-
te Direktvermarktung in der Anschlussausschreibung umzustellen. Auch hier greifen 
die oben genannten Argumente zur Beibehaltung des Vergütungsniveaus.

Beschluss

Der Hinweis wurde einstimmig angenommen.

Gemäß §§ 25c, 25 Nr. 1 VerfO ist das Verfahren mit Annahme des Hinweises beendet.

Loos Koch Dr. Weber
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